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Der Verein des Kaiſers.
Dieſe Ueberſchrift gibt die Wochenſchrift Europa in ihrer

neueſten Nummer einem Artikel, der ſich mit den nun wieder
beſeitigten Differenzen im deutſchen Flottenverein beſchäftigt.
Bekanntlich hatten die beiden erſten Vorſitzenden des Flottenvereins,die Generalmajore Menges und geim vor acht Tagen

plößlich ihre lemter niedergelegt. Wie die genannte Zeit
ſchrift mitteilt, iſt das geſchehen auf Grund eines Telegramms,
das an Herrn Menges gerichtet war und folgenden Wortlaut
hatte

„Der Kaiſer ſpricht der Leitung des Vereinsne über das von verkündete
und die re ehandhabte Agitation aus. Er ſei mitdieſer Tätigkeit e enſowenig einverftanden, wie die zahl-

reichen Mitglieder, die deshalb in letzter Zeit aus
y P ſeien. Daher ordne er an, daß die Agitation

ortan in folgenden Bahnen zu bewegen habe. (Nun
oigt etwa das von Tirpitz verkündete Regierungstelegramm.)

Jede andere Tätigkeit betrachte er als einen Ein
griff in ſeine Kommandogewalt.“

Die in dem Telegramm zum Ausdruck gebrachte arfeMißbilligung iſt auffallend, da voch im Jannar Wühele x
zum Ehrenpräſidenten des Slottenvereins, den Fürſten Salm-

den Wunſch ausſprach: „Mögen die Ziele des
reins noch in dieſem Jahre erreicht werden.“ Die Rhein.

Weſtf. Ztg. das Organ der Scharfmacher und Panzerplatten-
patrioten, denen die Agitation des Flottenvereins natürlich
ſehr angenehm iſt, machen den Reichskanzler verantwortlich für
das Telegramm. Er ſei der Hauptſchuldige, auch wenn er
ſeine Hand nicht direkt im Spiele gehabt habe. Schon im
Februar, als Bebel und Gröber im Reichstage das Vorgehendes Flottenvereins als „gemeingefährlich“ bezeichneten, habe

Bülow geſchwiegen, ſtatt ſich des Flottenvereins energiſch an
zunehmen. Er habe jedoch geſchwiegen um es nicht mit demeliebten Zentrum zu verderben. ér habe ſich auch vorſichtig

m Hintergrund gehalten, als man dem Kaiſer unwahre Tat-
ſachen vorgeſpiegelt habe, die ihn zu ſeinem Telegramm ver
anlaßt hätten. Dieſe Umtriebe habe er nur darum nicht
durchkreuzt, um die bevorſtehende dritte Marinevorlage „aus

zu erhalten.“ Statt die „Volksſtimmung in
eutſchland ſprechen z laſſen“ und die Flottenvorlage „auch

gegen das Zentrum durchzuſetzen,“ habe er als furchtſamerVholomatikus die „Hetze“ gegen „hochverdiente Patrioten“ ruhig

gewähren laſſen.
Wenn die Rhein. Weſtfäl. Ztg. in dieſer Weiſe Wut ſchnaubt,

muß ſie im tiefſten ihrer Seele, alſo in den Geldſacks Jnter-
eſſen, empfindlich getroffen worden ſein. Sie ſchießt ihre Pfeile
auf Bülow ab, während es der frühere Staatsſekretär im Reichs
marineamt, Adwiral Hollmann, geweſen ſein ſoll, der dem
Kaiſer mitgeteilt habe, beſonders hervorragende Süddeutſche
ſeien darüber, daß der Flottenverein durch eine maßloſe Agi-
tation die Feindſeligkeiten der Engländer erregt habe,
ſo empört, daß ſie aus getreten ſeien.“

Da Hollmann noch am 9. März unter Bezugnahme auf die
erwähnken Reden von Bebel und Gröber dem Flottenverein
erklärte, er dürfe ſich durch Angriffe nicht beirren laſſen, wäre
ſein jetziges Verhalten allerdings nur verſtändlich, wenn die
Behauptung wahr wäre, er wolle Agytt an die Spitze des
Flottenvereins gelangen. Jnzwiſchen ſind die W
wieder ausgeglichen worden, und Menges und Keim blei en
in ihren Aemtern, nachdem Fürſt Salm dem Kaiſer die Ver
ſicherung gegeben hat, die Sache verhalte ſich weſentlich andersals dir Hollmann gemeldet habe. Doch das iſt für uns
nebenſächlich. Der ſpringende Punkt iſt, daß Wilhelm II. nach
der nicht dementierten Mitteilung über ſein Telegramm in
demſelben geſagt haben ſoll, er betrachte jede über das jeweilige
Regierungsprogramm hinausgehende Flottenpropaganda alseinen éingriff in ſeine Kommandogewalt.

Wie wir als Sozialdemokraten zu dem Flottenprogramm
der Regierung und ſpeziell zu der Agitation des Flotten
vereins ſtehen, brauchen wir nicht beſonders zu betonen. Trotz
dem müſſen wir in dieſem Falle gegen die Bevormundung des
Flottenvereins proteſtieren. Dieſer Verein r wie
andere politiſche Beſtrebung das r echt haben,
nach Gutdünken für ſeine Ziele zu arbeiten und zu agitieren.
Nur die allgemeinen Strofs erf ſind als Grenze maßgebend.
Dem Flottenverein könnte auch nichts ſchlimmeres paſſieren,
als wenn er zu einem offiziöſen Inſtrument der jeweiligen
Regierungsforderungen, die bekanntlich ſchnell gewechſelt haben,
eſtaltet würde. Ein biederer Bayer klagt auch bereits im
erliner Tagebl.: „Wenn aus dem Deutſchen „Volks-
lottenverein ein ReichsregierungsFlottenverein werden

ollte, dann wird es mit dem weiteren Blühen und Gedeihen
der Lokalvereine in Süddeutſchland ſehr traurig werden.
Von einem Volks Flottenverein zu reden, iſt zwar lächerlich,
und mit dem Bithen und Gedeihen der lokalen Flotten
vereine iſt es nicht nur in Süddeutſchland ſondern über
all bereits jetzt meiſt recht traurig beſtellt, aber inſofern hat
der bekümmerte Bayer recht, als er den letzten Reſt von Werbe-
kraft ſchwinden ſieht, wenn dem Verein der Regierungsſtempel
aufgedrückt wird.en der breiten Maſſe des Volks zum Bewußtſein, daß
der Flottenverein lediglich die Intereſſen der unerſättlichen
PanzerſtahlPatrioten bertritt ſo ſtirbt er eines natürlichen
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Todes, das iſt als wenn er vorher die Etikette
als „Verein des Kaiſers erhalten hat. Zur Kennzeichnung
unſerer öffentlichen und politiſchen Zuſtände iſt allerdings derZwiſchenfall von erheblichem Werte.

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 26. Mai 1905.

Der Reichstagsjammer.
Geſtern iſt der Reichstag auf Anordnung des Präſidenten

Balleſtrem nach konſtatierter Beſchlußunfähigkeit bis Dienstag
vertagt worden. Allgemein wurde erwartet, daß am heutigen
Freitag oder ſpäteſtens morgen die Sitzungen geſchloſſen wer
den würden, ſei es in Form einer Vertagung bis zum Herbſte
oder in Geſtalt eines förmlichen Seſſionsſchluſſes. Kein Ab
geordneter weiß mit Sicherheit, ob Schluß oder Vertagung ein-
tritt, wenn auch mit ziemlicher Gewißheit eine Vertagung bis zum
Herbſte erwartet wird. Die Unſicherheit der geſchäftlichen Dis
poſitionen wirkt äußerſt lähmend. Balleſtrem hält es auch jetzt nicht
für nötig, die Senioren zuſammenzurufen und die Wünſche der
Fraktionen zu hören. aß nächſte Woche das „hohe Haus

ſein werde, daran iſt nicht zu denken. Selbſt die
roße Kaiſerparade auf dem Tempelhofer Felde Mitte nächſter

oche und die Hochzeit des Kronprinzen am Sonnabend, den
3. Juni, dürften kaum ſo viel Anziehungskraft auf die Mehr
V der Abgeordneten ausüben, daß ſie in Berlin bleiben.

der ſollte gerade das Hinausziehen der Sitzungen dis in die
nächſte Woche das Ziel haben, die Abgeordneten zur Anweſen-
heit am Hochzeitstage zu veranlaſſen? Dann möge der gräf-
liche Reichstagspräſident ganze Arbeit machen. Dann formiere
er aus den Willigen eine Abgeordneten Kompagnie, die unter
dem Vorantritt des er Schellenbaumträgers und
unter Führung Balleſtrems in Küraſſier- Uniform die Parade
auf dem Tempelhofer Felde mitmacht.

Der Reichstag
beſchäftigte ſich am Donnerstag mit der zweiten Leſung derKamerunvorlage, welche dem Reiche das Riſtko der r

arantie dieſer privatkapitaliſtiſchen Unternehmung zuſchiebt.
ie Vorlage fand eifrige Verteidiger an den allmählich ein

Herz und eine Seele werdenden nationalliberalen Reichsfreunden
und ultramontanen Reichsfeinden. Arm in Arm forderten
SchwarzeLippſtadt und St. Paaſche die Kolonialgegner
in die Schranken und Dr. Arendt gab dem Bunde ſeinen
chriſtlichen Segen. Der junge Herzberger ſcheint ſich mehrund mehr als eine Art Führer des Dauſes zu fühlen und den

Parteien von der Rechten bis zur Linken ihre r vor
ſchreiben zu wollen. Nebenbei beging er die unglaubliche Ge
ſchmacklofigkeit, zur Verteidigung des bekannten Aechtungs-erlaſſes v. Trothas auf die Baſrafun des Großfürſten Sergius

anzuſpielen. Genoſſe Ledebour gab ihm dafür die gebührende
Antwort und ließ ſich auch nicht durch die ſchöne Entrüſtung
des Grafen Balleſtrem beirren, der unter dem Beifallgekläff
der Junkermeute den verfloſſenen Sergius als „erhabenesOpfer“ apoſtrophierte. Die ſcharfe und Swneidende Kritik, die

Genoſſe Ledebour an dem kapitaliſtiſchen Charakter der Vorlage
und an dem Landraub übte, den man an den Eingeborenen
begeht, fand die Beiſtimmung der Abgg. Kopſch (Freiſ. Volksp.)
und Lattmann (Antiſ.), während der ſüddeutſche Demokrat
Storz ein kolonialſchwärmeriſches Herz unter ſeiner zottigen
Männerbruſt pochen fühlt.

Auf Antrag unſerer Fraktion war die Abſtimmung über den
grundlegenden g 1 eine namentliche; die Namen der An
tragſteller wurden auf Bachems Wunſch vom nverſejen. Unſere Fraktion folgte nicht dem Beiſpiel der Rechten

und blieb bei der Abſtimmung im Saale. 1909 Abgeordnete,d. h. gerade die zur Beſchlußfähigkeit nötige Mindeſtzahl waren

im Saale anweſend und Freude erglänzte von Arendts
Antlitz

Aber kurz war die Freude und lang das Leid. Nicht nur,
daß eine zweite namentliche Abſtimmung über 8 11 die
Beſchlußunfähigkeit ergab: auch die erſte namentliche
Abſtimmung war ungiltig, weil ein zerſtreuter Abgeordneter
zwei Aeichbichlerſcheine abgegeben hatte.

Die nächſte Sitzung findet erſt am Dienstag ſtatt

Bei der Knliſſenſchieberei.
Jm preußiſchen Landtage iſt der geſtrige ſitzungsfreie Tag

benutzt worden, um eine Verſtändigung der Parteien über dieh zu erzielen. Der érſog ſoll ſehr gering ge
weſen ſein. Geſtern ſprach bald nach Beginn der Reichstags-
ſitzung der Abg. Spahn lange Zeit vertraulich mit dem präſi-
dierenden Grafen Balleſtrem. Vermutlich berichtete er über
den Stand der Kompromiſſelei. Heute wird im Landtage die
Entſcheidung fallen. Daß dabei etwas für die Bergarbeiter
herausſpringen werde, hofft niemand mehr. Es handelt ſich
vielmehr nur noch darum, eine Form zu finden, die den an
den Bergleuten zu übenden Verrat in möglichſt ſchmackhafte,
harmlos ausſehende Sätze kleidet.

Vie Herren brauchen ſich nicht zu bemühen. Die Arbeiter
klaſſe nimmt den neuen Trank auch unverzuckert; ſie weiß,
was ſie von dem Dreiklaſſenparlament, dieſer Karikatur einer
Volksvertretung zu erwarten hat.

Warum denn nicht? Da iſt doch nichts bei!
Wie weltfremd manche Richter ſind, ergab eine Verhandlung

vor der er anrä Strafkammer als Berufungsgericht. Der
ühere gmann Deutſch und das Vorſtandsmitglied des
ergarbeiter-Verbands Huſemann hatten Strafmandate auf

15 und 20 Mark erhalten wegen Abhaltung zweier nicht au
emeldeter Verſammlungen, in denen öffentliche Angelegenheitenſouſten erörtert worden ſein. Das Verbrechen war durch einen

Gendarmen entdeckt worden. Das Schöffengericht in Obern
kirchen hatte die Strafe beſtätigt. Jn der Berufungsverhand
lung wurde feſtgeſtellt, daß die „Verſammlungen“ nichts weiter
geweſen waren als zwangloſe Beſprechungen einer An
organiſierter Bergarbeiter in der Privatwohnung des Geno
Deutſch, wobei über die Wahl eines Knappfchaftsälteſten und
eines örtlichen Vertrauensmannes für den Bergarbeiter-Berband
verhandelt worden war. Dem Gerichtsvorſitzenden fiel auf,
daß die Beſprechungen nicht in einem öffentlichen Lokale ſtattgefunden hatten. Per Gendarm verriet dem Fragenden nun

nicht etwa, daß den Bergleuten alle Lokale abgetrieben worden
waren, ſondern er antwortete, die Wirte „wollten“ keine „poli-
tiſchen? Verſammlungen. Treuherzig erwiderte darauf der
Vorſitzende: „Warum denn nicht? Da iſt doch nichts
bei l

Was der Gendarm alles zu enthüllen wußte über die Ge
fährlichkeit des Bergarbeiter Verbands und darüber, daß die
Herren Bergwerksdirektoren ſich nachher mit den ſozialdemo-
kratiſchen Knappſchaftsälteften „herumheten“ müßten konnte
den Gerichtshof nicht von der Schuld der Beklagten überzeugen.
Beide Angeklagte wurden freigeſprochen. Das Selbſtverſtänd
liche iſt in der deutſchen Rechtſprechung zur bemerkenswerten
Seltenheit geworden.

Nochmals die „relative Unzucht“ des Reichsgerichts.
Zu dem jüngſten Urteile des Reichsgerichts über „xrelative

Unzüchtigkeit“ von Kunſtwerken (Nr. 119 des Volksblattes)
wird uns geſchrieben: Jn dem Urteil, das geradezu verwüſtend
auf das deutſche Kulturleben zu wirken droht, heißt es: „Das
Landgericht habe verkannt, daß die Unzüchtigkeit rela-
tiv (H ſei. Ein Bild möge im Muſeum ein Kunſtwerk ſein,
im übrigen könne es aber, namentlich, wenn es auch Un
erwachſenen zugänglich ſei, den Charakter der Unzüchtigkeit
haben.“ Aus dieſen Gründen wurde das freiſprechende Urteil
des Landgerichtes aufgehoben und die Sache an ein anderes
Gericht, das Landgericht I, verwieſen.

Es ſteht alſo heute in Deutſchland ſo, daß kein Michelangelo,
kein Rubens, kein Tizian mehr vor der Beſchlagnahme und
ſein Verbreiter nicht vor der Beſtrafung geſchützt iſt, wenn ein
Schutzmann das Werk dieſes großen Meiſters als „unzüchtig“
empfindet! Es trifft ſich wahrhaftig gut, daß ein ſolches Ur
teil gefällt wird zu einer Zeit, da gute und billige künſtl
Reproduktionen eben erſt begonnen haben, in weiteren Volks
kreiſen Eingang zu gewinnen und ſich Arbeitervereine diefer
uten Sache nach Kräften annehmen. Es gibt keine Form der
ulturbewegung, die in Preußen Deutſchland nicht alsbald auf

die wohlweiſe aufgerichteten „Schranken des Geſetzes“ ſtieße;
wenn man Flugſchriften verteilt, Artikel ſchreibt, Reden hält
oder Reproduktionen berühmter Bilder verbreitet, ſo ſind das
nur eben ſo viele Wege, um auf die Anklagebank zu kommen.Die Auffaſſung des Reichsgerichtes hat aber wo eine andere

Folge; wenn ſie richtig iſt, ſo müſſen die Muſeen geſchloſſen
oder in ihnen doch geheime Kabinette eingerichtet werden, ie
nur ſolchen Perſonen, bei denen der Verdacht jedweder Lüſtern
heit ausgeſchloſſen iſt alſo etwa Reichsgerichtsräten und
Zentrumsabgeordneten geöffnet werden dürfen. Und wie

lücklich dürfen ſich jene Städte ſchäßen, die überhaupt keineMuſeen wie glücklich iſt jeder, der nicht in der Dres-
dener Galerie, nicht im Pariſer Louvre, nicht in den Uffieien
von Florenz geweſen iſt! Während ſich ſozialiſtiſche Umſtürz-
ler bemühen, den Genuß der Kunſt dem ganzen Volke zugäng-lich zu machen, bedroht der höchſte Geriétstof des Deutſchen

Reiches die Verbreitung von Kunſtwerken mit Strafe und
ſpricht über die Muſeen ſeinen Bannfluch aus. Wahrheit iſt
Umſturz, Schönheit iſt Unzucht, und beide ſind Verbrechen
wider die geſetzliche Ordnung.

Für die Hochzeitsreiſe.
Ein Berliner Blatt meldet heute, Wilhelm II. habe dem

Kronprinzen das Kaiſerſchiff Hohenzollern für die Hochzeitsreiſe
r Verfügung geſtellt, die von Kiel aus zu See erfolgen ſoll.
o weit berührt die Meldung eine reine Privatangelegenheit.

Als Begleitſchiff ſoll jedoch der ſeit zwei Jahren in Dienſt ge
ſtellte Kreuzer Berlin, ein Kriegsſchiff, dem Hochzeitspaar
beigegeben werden. Sofern die Koſten für die Seefahrt des
Kreuzers aus Reichsmitteln gedeckt verden, würde die Fahrtals Vienſſreiſe betrachtet und ließe erkennen, wie weit nach

den jetzigen grehl Beſtimmungen dieſer Begriff ausgedehnt
werden kann, ähnlich wie vor vierzehn Tagen bei der Ent
ſendung eines Aviſo nach Kap Lipard im Kanal wiſchen Frank
reich und England, wo es am Ziele für eine Bootswettfahrt
zwiſchen Amerika und Deutſchland ſtationiert worden iſt.

druaeeneeeee ne eAls Dementierſpritze muß die Nordd. Allg. Ztg. geſteen
dem Juſtizminiſter Schönſtedt dienen. Sie ſtellt in Abrede,
daß der Miniſter eingegriffen habe in die Rechtſprechung des
Kammergerichts durch Verſetzung des Senatspräſidenten Rath



mann. og. Stadtgagen gqat teooch am ttwoch im greichs
tage den Fall ſo ſpezialiſiert, daß die Nordd. Allg. Ztg. wenig
Gläubige finden wird.

Berliner Studentenftreik. Atemlos meldet Scherl unter
den „Letzten Nachrichten“: Die Berliner Hochſchulen hätten
ihre Beteiligung an der Spalierbildung beim Einzug der
Herzogin Cäcilie einſtimmig zurückgenommen. Warum Um
Himmelswillen warum Auch das berichtet der keuchende
Bote. Die Studenten haben erklärt, daß ſie ſich ihre ſchönen
Koſtüme bei dem ſtundenlangen Spalierſtehen ſo ſehr verderben
würden, daß ſie darin den Kommers und den Fackelzug nicht
mehr mitmachen könnten.

Ach ſo
Wegen Beleidigung des ſächſiſchen Königs wurde in

Straßburg Parteigenoſſe Peirotes, Redakteur der Straßburger
Freien Preſſe, zu vier Monaten Feſtung verurteilt. Er hatte
einen Artikel aus der Wiener Arb.-Ztg. über den Ehekonflikt
des Königs Friedrich Auguſt mit ſeiner früheren Frau ab
gedruckt.

Ausland.
Oeftreich. Wirkungen des Nationalitätenhaders

auf die Juſtiz. Gegen den Unterſuchungsrichter Dr. Barcal,
der in Trieſt die Unterſuchung gegen die jetzt wegen der
Bombenfunde vor Gericht ſtehenden italieniſchen Jrredentiſten
führte, wurde Disziplinarunterſuchung eingeleitet. Nach dem
bisherigen Ergebnis des Prozeſſes beſtehen begründete Zweifel
an der Richtigkeit der von Barcal geführten Protokolle. Barcal
und ſein Auskultant Dr. Marinoz wurden in Trieſt vom
dortigen Gerichtspräſidenten, früheren Juſtizminiſter, Kindinger
einem langen Verhör unterzogen.

Frankreich. Rabbiner, Paſtor und Kaplan in
trautem Verein. Das israelitiſche Konſiſtorium in Algier
erſuchte den Generalgonverneur, bei der Regierung dahin zu
wirken, daß das Geſetz betr. die Trennung von Kirche und
Staat nicht zur Durchführung gelange.

Gegen den Beſuch des Königs von Spanien.
Mittwoch fand in Paris eine vom Generalverband der Arbeiter
ſchaft einberufene Verſammlung ſtatt, in welcher gegen den
Beſuch des ſpaniſchen Königs proteſtiert wurde; erwa 4000
Sozialiſten und Anarchiſten waren anweſend. Sämmtliche Red-
er erklärten einſtimmig, daß dem Könige ein Empfang be-
ceitet werden müſſe, der ihm die Luſt nehme, nochmals nach
Paris zu kommen. Schließlich gelangte ein Antrag zur An
nahme, welcher die Vemeinderats Mitglieder tadelt, weil ſie,
obgleich J den Beſchluß gefaßt haben, dem König
Alfons im Rathauſe einen würdigen Empfang zu bereiten.

Belgien. Ein Bundesgenoſſe der deutſchen Lex
Heinze- Männer iſt der Erzbiſchof von Lüttich. Jn dem letzten
Hirtenbriefe an ſeine Schäflein fordert dieſer Gottesmann die
Familienväter auf, ihre Kinder nicht zur Lütticher Ausſtellung
zu ſchicken, weil dort zu viel Nuditäten aufgeſtellt ſeien. Jn
ſozialiſtiſchen und liberalen Kreiſen hat dieſer Erlaß große Ent-
rüſtung hervorgerufen und wird Anlaß zu einer Interpellation
in der Kammer geben.

Spanien. Flinten und Bajonette gegen den
Hunger. Jn Andaluſien mehren ſich die durch die herr-
ſchende Hungersnot veranlaßten Unruhen. Ueber 3000 Per-
ſonen aus den umliegenden Ortſchaften haben ſich nach Malaga
begeben, wo ſie Arbeit verlangten. Sie wurden vom Präfekten
erſucht, die Stadt wieder zu verlaſſen, was jedoch verweigert
wurde. Die Demonſtranten belagern das Präfekturgebäude;
ihre Haltung iſt zwar noch friedlich, aber die Anweſenheit ſo
vieler Notleidenden gibt Anlaß zu ernſten Befürchtungen. Unter
den Leuten befinden ſich nicht nur Landarbeiter ſondern auch
viele ruinierte Grundbeſitzer; ſie verlangen, daß die Regierung
unverzüglich öffentliche Arbeiten r läßt, wie dies in
der Provinz Sevilla geſchehen iſt.Auch in der Landſchaft Biscaya dauert die Erregung fort.

Die Truppen löſen die Gruppen der Tumultuanten auf, nehmen
zahlreiche Verhaftungen vor und drohen mit Schießen.
Die Verhafteten werden gefeſſelt von Detachements
mit aufgepflanzten Bajonetten nach Bilbao geſchafft.
Der Kreuzer Eſtremadura iſt dorthin beordert.

Serbien. Verein ehemaliger Königsmörder. Die
Herrſchaften, die ſich direkt oder indirekt an der Er-
mordung des Serbenkönigs Alexander und ſeiner Draga
Maſchin beteiligten, ſollen ſich gemäß einer Nachricht aus
Belgrad zu einer politiſchen Organiſation, der „Partei des
11. Juni“ zuſammengeſchloſſen haben. (Am 11. Juni geſchah
der Königsmord.)

Der Gedanke dieſer originellen Vereinigung entſprang dem
Wunſche nach einem näheren Zuſammenſchluſſe aller derer,
die noch immer auf Betreiben gewiſſer Royaliſten eine nach-
trägliche Beſtrafung zu befürchten haben.

Aſien. Angſt der Franzoſen vor den Ja-
panern. Die franzöſiſchen Behörden in Anam haben die
Einfuhr von Zeitungen, Zeitſchriften und Witzblättern aus
Japan verboten und halten Poſtſendungen und Telegramme
von dort zurück. Seit Beginn des Krieges ſind die franzö-
ſiſchen Truppen in Tonking auf 20 000 Mann verſtärkt, und
in Saigon vier neue Forts errichtet worden.

Japan. „Unabhängige“ Richter. Die Chikagoer
Jnternational Sozialiſt Review berichtet nach einer Notiz in
einer japaniſchen Sozialiſten- Zeitung in ihrer Mai-Nummerfolgenden Vorfall: Krrzuch überfuhr die Equipage der Mar-

quiſe Oyama (Gattin des japaniſchen Feldmarſchalls) eine
arme alte Frau, die im Geſicht ſchwer verletzt wurde. Die
Schadenerſatzklage des alten Mütterchens lautete auf 650 Yen
(ca. 1500 M.). Die Klage wurde vom Appellgerichtshofe zu
Tokio glatt abgewieſen. Zwar war dieſer Ausgang des Pro-
zeſſes leicht vorherzuſagen, es erſcheint aber dennoch wichtig,
dergleichen Fälle feſtzunageln, um zu zeigen, wie es mit der
richterlichen „Unabhängigkeit“ auch in Japan beftellt iſt, wenn
eine hilfloſe Proletarierin gegen eine Feldmarſchallsfrau zu
prozeſſieren wagt.

Afrika. Ein Zwiſchenfall an der marokka-
niſch-olgeriſchen Grenze. Fünf mit Erdarbeiten
bei Bechar beſchäftigte Spanier, welche in einem nahegelegenen
Walde Holz aufſuchten, wurden plötzlich von marokkaniſchen
Banditen überfallen. Bei dem ſich entſpinnenden Kampfe
wurde ein Svanier getötet, ein anderer ſchwer verletzt. Die
übrigen Spanier flohen und ließen mehrere Ochſen und eine
Menge Proviant in den Händen der Räuber. Der franzöſiſche
Grenzpoſten, welcher ſofort benachrichtigt wurde, entſandte
Kavallerie zur Verfoltung der Angreifer.

onZur Revolution in Rußland.
Eine kleine Vergüſtigung für die Juden auf dem

Papier. Der Reichsrat in Petersburg hob die einſchränken-
den Beſtimmungen des Geſetzes vom Jahre 1882 auf, nach
welchem den jüdiſchen Handwerkern das Wohnrecht außerhalb
der Städte und Flecken im Anſiedelungsrayon unterſagt iſt.

al
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Htervei wird oeftinmt, daß der Begriff des Handwerkers im
weiteſten Sinne aufzufaſſen und keinerlei Einſchränkungen zu
unterwerfen iſt. Ein Antrag auf Gewährung des allgemeinen
Wohnrechts an Juden wurde unter dem Hinweis abgelehnt,
daß die Judenfrage den Gegenſtand der Beratung einer
Spezialkonſerenz bilden wird. 2Trotz dieſes Erlaſſes werden die Behörden nach wie vor die
Judenverfolgungen direkt oder indirekt begünſtigen.

Blutige Schlägereien, die viele Opfer forderten, haben
geſtern und vorgeſtern in Warſchau ſtattgefunden. Die
darüber einlaufenden Nachrichten ſind aber ſo unklar und ver
worren, daß man jetzt noch nicht feſtſtellen kann, ob es ſichum von den Vehörber begünſtigte Judenmegtzeleien durch die

ſchwarze Bande oder um einen Akt der Lynchjuſtiz ſeitens
der jüdiſchen Arbeiter handelt. Die Blätter vom Schlage der
Halleſchen Zeitung ſchieben natürlich den Juden alle
Schuld in die Schuhe.

Ein Attentat wurde in Ri z auf eine Polizeipatrouille
verübt, wobei ein Soldat, ein Poliziſt und ein Wächter ſchwer
verwundet wurden.

Streiks und kein Ende. Jn Baku ſind die Arbeiter
von 7 Naphta-Werken in den Ausſtand getreten. J Minsk
ſtreiken die Angeſtellten der Maſchinenfabriken und Verſicherungs
Anſtalten.

Mutige Reſerviſtenfranen. Jn Sewaſtopol haben
die Frauen der nach dem Kriegsſchauplatz entſandten Reſer-
viſten einen Sieg über die Duma (Stadtverordnetenverſamm-
lung) erfochten. Darüber empört, daß ihnen das von der
Regierung bewilligte Unterſtützungsgeld von 2 Rubeln für den
Monat von der Stadtverwaltung in der letzten Zeit nicht aus
gezahlt worden war, verſammelten ſich etwa 700 Frauen vor
der Duma und verlangten ſtürmiſch die Herausgabe des Geldes.Der Bürgermeiſter verſprac, die rückſtändige Summe am näch

ſten Tage auszahlen zu laſſen. Jn einer ſchleunigſt einbe-
rufenen Verſammlunn beſchloß aber die Duma, den Frauen
nur einen Rubel zu bewilligen. Als die Reſerviſtenfrauen dies
erfuhren, zogen ſie vor die Duma und fingen an, die Duma
mit Steinen zu bombardieren. Poliziſten konnten gegen die
Frauen nichts ausrichten, da ſie ebenfalls mit Steinen be-
worfen wurden. Jetzt wurde eine Kompagnie Soldaten requi-
riert; da unter dieſen ſich aber viele Reſerviſten befanden, ſo
weigerten ſie ſich, gegen die Frauen vorzugehen. Die Duma
hen nun nachgeben und die zwei Rubel auf der Stelle aus-
zahlen.

Der Krieg in Oftaſten.
Ein Maulheld über den „Helden“ Roſchd-

jeſtwensky. Der ruſſiſche Marineminiſter Avellan erklärt
die Gerüchte von der Erkrankung Roſchdjeſtwenskys ſämtlich
für erfunden. Der Admiral befinde ſich vollkommen wohl bis
auf ein geringfügiges Nierenleiden, das ſchon ſeit Jahren be-
ſtehe. Roſchdjeſtwensky wird ohne Kampf ſchwerlich Wladi-
woſtok erreichen, eine Seeſchlacht ſteht alſo nahe bevor. Wahr
ſcheinlich erſtrebt Roſchdjeſtwensky ſie ſelbſt (7) und wird die
Japaner vielleicht durch Beſchießung irgend eines japaniſchen
Hafens zum Kampfe herausfordern. (7) Jedenfalls iſt Roſchd-
jeſtwenskys unverrückbares Ziel, die Herrſchaft auf dem Meere
den Japanern zu entreißen; ohne Kampf iſt dies aber un
möglich.

Die an der Mündung des Amur belegene Hafenſtadt Niko-
lajew iſt zum Stützpunkt der Flotte Roſchdjeſtwenskys einge
richtet. Sämtliche verfügbaren Proviant- und Kohlenvorräte,
die an der Weſtküſte Amerikas ſowie in Oſtaſien und Auſtra-
lien zu haben ſind, werden nach dorthin dirigiert.

Die Einigkeit im ruſſiſchen Oberkom-
mand o. Aus Petersburg kommen Meldungen über Streitig-
keiten zwiſchen Liniewitſch und Kuropatkin. Jn der letzten
Zeit ſprach man in Petersburg viel von der bitteren Feind-
ſchaft zwiſchen beiden Generälen. Kuropatkin ge-
horcht nicht den Befehlen ſeines Vorgeſetz-
ten leiſtet vielmehr ſyſtematiſchen Widerſtand gegen General
Liniewitſch. Es kamen Fälle vor, wo General Kuropatkin die
Anordnungen des Oberbefehlshabers einfach ignorierte und
ſeine eigenen Pläne ausführte. Es kamen deshalb Konflikte
vor, die den denkbar ſchlechteſten Einfluß auf das geſamte
Offizierkorps der ruſſiſchen Armee ausübten, auch die Mann-
ſchaften erhielten Kenntnis von dieſen Rivalitäten. Heute
meldet der Petersburger Korreſpondent der Times, daß Linie-
witſch die Abberufung Kuropatkins verlangt hat.

Die Gerüchte von einer Seeſchlacht bei der Jnſel
Formoſa, in der die Japaner geſchlagen ſein ſollen, haben ſich
nicht beſtätigt.

Saarabien vor Gericht.
Siebenter Verhandlungstag.

Nachmittagsſitzung.
Als erſter Zeuge erſcheint g König aus Altenkeſſel.

Derſelbe bekundet, daß er Wahlvorſteher war und bemerkt habe,
daß die Zettel wiederholt eine andere Faltung hatten. Als
wiederholt von einer Seite verlangt wurde, daß die Tür zum
Wahllokal geſchloſſen werden ſollte, kam ein Grubenbeamter
und ſagte: Die Tür bleibt auf!“ es hat auch be-
merkt, daß dem Beamten im Lokal ein Zettel gezeigt wurde,
P alls um ihn auf die neue Faltung aufmerkſam zu machen.
R.A. Heine: Haben Sie nicht geſehen, daß der Beamte
verſchiedene Zeichen in ſeine Liſte machte Zeuge SteigerHafſel-Altenkeſſel kann ſich nicht erinnern, a die Zektel
auch in anderen Form gefaltet worden ſeien, als in langerForm. Auf Befragen Krämers ſtellt ch aber heraus, daß
der Zeuge auch von 10 Uhr ab beurlaubt war, um an der
Wahl teilzunehmen. Zeuge behauptet, um 412 Uhr ſei
ſeine Schicht beendet geweſen. R.A. Heine ſtellt feſt, daß
das nicht richtig ſei. Der Eindruck des Zeugen iſt ein ehrhilfloler. Der Vorſitzende macht den Zeugen auf den Cid

den er R hat, aufmerkſam. R.A. Heine verlangt eine
beſtimmte Antwort, ob er von der verſchiedenen Zettetfaltung
nichts wiſſe. Trotz aller eindringlichen Fragen gibt der Zeuge
die ſtereotype Antwort: Jch habe mich nicht darum gekümmert.
Vorſf.: Fa, ich möchte denn doch wiſſen, was an der Wahl
Fnterefſantes iſt, wenn man den ganzen Tag daſteht und die

Leute beobachtet, die ein- und ausgehen. Der Zeuge
ſchweigt und es iſt kein Wort mehr aus ihm herauszubringen.
Zeuge Lehrer Quint-Püttlingen: Jm Wahllokal waren
eine ganze Reihe von Beamten aufgeſtellt und konnten die
Leute ſehr gut beobachtet werden. Es war bei der organi-
ſierten Beobachtung nicht möglich, den Zettel zu
vertauſchen. euge SteigerkWeißgerbe r-Püttlingen
Zwer, drei und auch vier Beamte der Grube haben vor und
im Wahllokal und haben die Kontrolle ausgeübt.
Jch hatte den Eindruck, daß die Zentrunswähler durch dieFontrolle beeinträchtigt worden ſind. R.A. Heine: Glauben

Sie, daß das bloße Vrſiheinen der Beamten auf die Wähler
e: Ja, das iſt der Fall. Wir haveneinwirken konnte Zeu

aus dieſem Grunde die Parole ausgegeben, die Wähler ſollten
geſchloſſen in die Wahllokale gehen, da ſie nur ſo die national-
liberalen Zettel vertauſchen konnten. Zeuge nennt eine Reihe
von Namen, die Nachteile wegen ihrer Zentrumszugehörigkeit
gehabt haben. Wenn die Wahlpraktiken, die in Püttlingen
ſtattgefunden haben, richtig gewürdigt werden ſollten, müßte

für Püttlingen allein eine Wege v
er Grube, wurdeZeuge war früher Vertrauensmann au

aber entlaſſen ohne Angabe von Gründen. Jch mußte
aus dem Gemeinderate austreten, von der
Zeit an geht es mir etwas beſſer. Bei der In jugendlicher Arbeiter wird die Geſinnungstüchtigkeit der Eltern in
Berückſichtigung 83 en. R.-A. Heine: Wiſſen Sie, daß
Leute vor der Wahl Vertrauenspoſten inne haltten, die ſie
nach der Wahl aber verloren haben Zeug e: Ja, das iſt
mir bekannt. Es waren mehrere Leute, die noch ſehr rüſtig
waren; ſie mußten ſich r laſſen,weil ſie Zentrumswähler waren. ach Püttlingen werden
ſchon ſeit 1900 keine Bauprämien mehr gegeben, wegen der
vielen Zentrumswähler. Hilger betont, da a
aus dem Grunde keine Bauprämien bekomme, weil die
un durch Einſtürze r ſei. Das Riſiko könne die

rube nicht übernehmen. A. Heine: Jſt es Jhnen nicht
bekannt, daß Herr Hiper Spione gehalten hat, um Jhre Wirt-
chaft zu kdontrollieren P Ja, der eine hat ſogar 20Mark von Herrn Hilger bekommen. H il ger erklärt die Angaben des Zegeen für unrichtig. Von der Spitzelei wäre ihm

nichts bekannt. Jetzt ereignet ſich etwas Außerge-
wöhnliches. R.A. Heine ſepst Zeugen Spercher-
Weißgerber, ob er Sozialdemokrat ſei; Hilger habe dies auf
Grund ſeines Vorgehens gegen Vorkommniſſe in Püttlingen
angegeben. Zeuge Speicher erklärt mit erhöhter Stimme, nie-mals ſei er Sozialdemokrat geweſen; er müſſe ſich entſchieden

gegen die er ſei Sozialdemokrat, verwahren.
Hilg er erwidert, in der Wirtſchaft Speichers ein ſozial-
demokratiſcher Verkehr geweſen; dort ſei auch Streikagitation
rer worden. Da erhebt ſich der Angeklagte Krämer
und ſagt:

Herr Geheimrat, ich wundere mich, daß Sie ſo gegen die
Streikagitatoren und Sozialdemokraten eingenommen ſind. Als
wir auf Grube Sulzbach 1889 nicht einfahren wollten und am
Schacht ſtanden, ſind Sie, Herr Geheimrat, zu denGruppen der Arbeiter gegangen und haben geſagt: „Leute,
haltet nur feſt zuſammen!“ Und als wir Streiken-
den dann in einer Kolonne nach Sulzbach marſchierten, ſind
Sie, Herr Geheimrat Hilger, mit uns gezogen und
haben mitgeſungen das Lied:

„Nun legen wir die Arbeit nieder!“
(Melodie: Reſerviſtenlied. Große, lang andauernde Heiterkeit.)
Hilger bemerkt, daß er damals viele Punkte für
gerechtfertigt hielt und ſelbſt die Abſtellung vieler Miß-
ſtände gewünſcht habe, daß er aber mitgeſungen habe, beſtreite
er entſchieden. Zeuge Peter Schneider IV.-Püttlingen:
Nach der Wahl 1898 kam der Oberſteiger Schmidt I. und be
ſchimpfte mich: „Jhr O er Lumpenzeug, Jhr Pfaffen!“
Zeuge Wittling -Ottweiler: Jch wurde z Tage nach
der Wahl in die Rotte verlegt. ls ich den Steiger fragte,
warum, ſagte er mir, es ſei Befehl von der Jnſpektion; wenn
er darüber befinden könne, wäre ich der letzte, der in die Rotte
käme. Zeuge hat dies auf die Wahl zurückgeführt. Zeuge
Bergmann Conrad Hangard beſtätigt, daß auch kurz
nach der Wahl 1898 in die Rotte verlegt wurde. Zeuge
Steiger Bach kann ſich nicht erinnern, daß er den vorge
nannten Zeugen Vorhaltungen wegen der Wahl gemacht Rut

eſtellt,

er

Die Zeugen werden vorgerufen und gegenüber
bleiben aber zen beſtimmt bei ihren Ausſagen, während der
Zeuge Bach dies in Abrede ſtellt. (Heiterkeit, was der Vor-

Zeuge Welter-Wiebelskirchen: Der Berg-
daß der Fahrſteiger Weingard zu

Jhr o rhr Glaubensbekennt-
otte und ſonſt noch

itzende rügt.)
mann Klaeſer erzählte mir,
ihm geſagt habe: „Legen Sie
nis ab, denn Sie wiſſen, wir haben die
manches!“ l Befragen R.A. cſtrage ſagt Pfarrer
Hilterſcheid-Ottweiler: e uftrage der Zentrums
partei wurde der Zeuge Peter Wittling ins Wahllokal geſchickt,

die Rotte verſetzt.
Pater wieder angenommen. e Henke-Wiebelskirchen:

m J nach der Wahl hieß es, daß in einem Wahllokale
in der Viehmarktſtraße

wenn ſte
auf der

Tribüne.)
Hierauf wird die Verhandlung vertagt.
Am Donnerstag hielt der Staats anwalt ſein wer

führte aus, den Beweis dafür, daß ein Syſtem der tre
tung und Vergewaltigung gehe habe, halte er r
für erbracht. Die erwieſenewVorkommniſſe
ſeien „Einzelfälle“. Eine Wahrung berechtigter Intereſſen
ſei aber in e Wange zuzubilligen; e en ließeneinige formell beleidigende Aeußerungen die Ab ch der Be

Staats anwalt r für Beſtrafe. Jn
leidigung erkennen. Der
leidigung in zwei Fällen je 150 Mark Gel
der erſten Verhandlung in Saarbrücken war auf drei Monate
Gefängnis erkannt worden.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), 24. Mai.

Aufgeboten: Müller Landmann und Emma Röder r
Reuterſtraße 16 und Merſeburgerſtraße 88). Kaufmann Wenden-
burg und Katharina Teudeloff Le es und Meckelſtraße 23).
Lehrer Porſch und Eliſabeth Ahrendt (Erfurt und Sternſtraße 10).
Daß Schubert und Hulda Schuricht (Grimma und

öbeln). Oberkellner Schneider und Mathilde Spilgies (Halle
und Borsdorf).

Geboren: Reſtaurateur Geier T. e 9). Arbeiter(Spiaude T. (Reideburgerſtraße 3). Maler z ter S. (Mans
elderſtraße 55).
Geſtorben: Kaufmann Kleinicke, 37 J. (Dorotheenſtraße 10).

Arbeiters Liſt S., totgeb. (Kl. Sandberg 20). Privatmann Alt,
72 J. (Bergmannstroſt). Kaſſenbote Döring, 43 J. (Klinih).,
Arbeiters Koch S., 3 J. (Gottesackerſtraße 14).

Halle (Rord, Burgſtraße 368), 25. Mai.
Aufgeboten: Bauarbeiter Bruchardt und T 8

(Seebenerſtr. 41 u. 20 3). Gasmeiſter Jung und Marfe Kühl-
berger (Lüdenſcheid und Burgſtr. 2). Schneider Wiegel u. Jda
Krauſe (Triftſtr. 29 und Leipzig.

GSeboren: Arbeiter Beyer S. (Klausbergſtr. 6). Mufſiker
Schläfke S. (Leſſingſtr. 32). Fabrikarbeiter Matthes T. (Große
Wallſtraße 38). Steinſetzer Metz T. (Herderſtraße 8). Kutſcher
Schulz S. (Gr. Wallſtr. 4).
f Sekorven: Witwe Brückner geb. Völker, 69 J. (Eichendorff
traße 4).

Verantwortlicher Redakteur: E. Däumig in Halle.

Figarwenm, Zigarotten
in grosser Angwahl,Bauer m. Karte

empfehlt

A- Gr Geiststrasse 5.Gegründet 1887.
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erhalten Sie trotz der t Preise bei einem Einkauf von 5 Iar l an.

Ein Beweis des riesigen Zuspruches meines

Former, XKernmacher n.
Sonnabend d. 27. Mai abends 9 Uhr

hiessereiarbeiter.
ei G. Köppchen, Unterberg

erſnenetlung.
Tagesordnung: Wie

verhältzifſe am beſten zu regeln

klempn er und Installateure.
Sonnabend d. 27 ai abds. S Uhr bei Streicher, Kl. Klausſtr. 7

Verſummluteg.
Tagesordnung: WerkſtattbeſprechunUm zahlreiches Erſcheinen erſucht v Sie Ortsverwaltung.

Weissenfels.
Sozialdemokratischer Verein,

Sonnabend d. 27. Mai abds. S Uhr in der Zentralhalle

Verſammlung.
Tagesordnung: 1. „Die Entwicklung zur Weltwirtſchaft.“Referent Genoſſe A. Leopoldit, Zei 2. Wahl eines erſten t

Um zahlreiches und pünktliches Erſcheinen erſucht Der Vorſtand.

Sangerhausen.
Sonntag den 28. Mai abends S Uhr in der Schweizerhütte

öffentliche Volksversammlung.
Tagesordnung: Die allgemeine politiſche Lage. Referent:

Reichstagsabgeordneter Ledebour Berlin.
Zu zahlreichem Beſuch ladet ein Der Einberufer.

nd die beſtehenden Lohn u. Arbeits

Mittenherg.
Sonnabend den 27. Mai abds. 8 Uhr im Kronprinz, Kl. Wittenberg

Wwissenschaftlicher Vortrag
über: Die Abfſtammung des Menſchen.

Um zahlreiches und pünktliches Erſcheinen bittte Der Einberufer.
Zur Deckung der Unkoften werden 10 Pfg. Entree erhoben.

Verband deutſcher Bergarbeiter. Zahlſtelle Rehmsdorf.

Sonntag den 28. Mai nachm. 3 Ahr Ahr im Gaſthaus des Herrn Paul Winter

öffentliche Zahlstellen-Versammlung.
Tagesordnung wird in der Verſammlung bekannt gegeben. Das Erſcheinen der Mitglieder iſt dringend notwendig. Der Vertrauensmann.

[oDsnprerein“. Neieneb u. n.

R. G. m. b. H.
Sonnabend den Z. Juni er. abends 8 Uhr in der „Zentralhalle“

ordentliche Generalversammlung.
Tagesordnung

1. Geſchäftsbericht.
2. Wahl der ſtatutenmäßig ausſcheidenden Vorſtands und Aufſichts

ratsmitglieder.
3. Beſchlußfaſſung über Abänderung des Statuts.
Wegen der Wichtigkeit der Tagesordnung iſt zahlreiches Erſcheinen der

Mitglieder r re nur gegen Vorzeigen der Legitimationskarte oder des

ttet.Miglebss de Se Auffisteret. Larl Frank Serſtend

Apelt“s

Siroccor Kaffee
seit Jahren als feines aromatisches Getränk an-
erkannt, wird allen Liebhabern einer wirklich guten

Tasse Kaffee mit vollem Recht empfohlen.
Voerhkanf: Leipzigerstrasse S.

roheerren u. Knaben in reichhaltigerx u billigen Preiſen empfiehlt
G

Herren Anzugstoffe u.
Damen- Kleiderstoffe
in den nen h empfiehlt zu

billigſten Preiſen

Lina Kahe,
Zezt, Weberſtraße 19.h ä7 Markt 7.

G. Burkhardt, Kramerſtr.5/6

Kaufhauses ist die enorme Zahl von 57860 Extra Gesohenkoen,
Welche bisher ausgegeben wurden.

T r150, 185, 225, 275 i 5.25. Vulcaine?

Hund x Naneres Montag
Leder, braun,

3. 4. 4.75, 5,50 h. 7.50.

undktuſrigers,
Ia. Rindleder,e ös.90,7.75, 9. 10.50 h. 13.50.

C. F. Kitter, Leipzigerſtraße 90.
Auf alle Waren 5 Prozent Rabatt in Marken des Rabatt- Spar Vereins.

Frosser G elegenheitskauf
100 000 Stück Fehlfarben- Zigarren
in der Preislage von S und 6 zum Verkauf

ab 33 Pfg.

Hundtujne

r

1 Poſten Herren-Jackettanzüge,
nur Neuheiten, modernſte Farben, J

Pehren e h 2c.
1 Poſten Ro 2Braut. Anzü e,

a 20, 25, 30, 36 t. 2c.1 Poſten Jünglings-Auzüge,
chick gearbeitet, modern,

a 10, 12, 15, 18 Mk.
200 diverſe Knaben ge

a 2/2, 3, 4, 5 Mk. 2c200 Leibchenhofen von s Pf. an. J

500 Männerhoſen,
für Sonntag und Woche,

a 2, 2/2, 3, 3/2. 4, 5 Mk. 2c.
1000 Hüte u. Mützen willig
Renners Kaufhaus

14 Marktplatz 14.

Kaufe ſtets
Warenſchränke, Kaſtenregale, Laden
tiſche, ganze Rachlaſſe von Möbein,annos Geldſchränke c.

e und

Proben von 10 Stüce
Qualitätsrauchern sehr empfohlen.

Sernhars Fritzsche, Königstrasse 86.
T Enor m billige Preise?

Empfehle in großer Auswahl:W Sleg. Jackett- Anzüge in ſchön. dauerhaft. Stoffen v. 10 M. an. Friedrich Peiteke,

J Eleg. Jackett Anzüge in geſtreift. u. kariert. Muſt. v. 12 M. an. Halle a. S.,Eleg. Jackett-Anzüge in Kammg., Cheviot, Crepe v. 13 M. an. Geiſtſtrase 25. Telephon gaso
Sleg. Rock-Anzüge in KammgarnSatin, 1 u. 2reih. v. 16 M. an. Kau o ganze Lager

Eleg. Hoſen in allen Größen, das neueſte d. Saiſon v. 3 M. an.
Eleg. Knabenu. Burſchenanzüge i. mod. Stoff. u. Facons v. 2.50 an.
Einzelne Jacketts und Weſten auffallend billig.
Sommer-Paletots, das neueſte der Saiſon v. 12 M. an.

Bester Zuckerhonig

Arbeiter Garderoben: viund 34 v
Lederhoſen, e glatt v.z M. an Arbeitsjacketts von 3 M. an. F einster Rübensaft J.
Schwere pr. Lederhoſ. 4.50 M. an Weſten, Leibhoſen, Bluſen d. 1 M. an 14

e. ch 777 vMonteur Anzüge in Leinen und Pilot von 3 M. an. ff. Kandissyr I
Verkaufsſtelle des Allgemeinen und Girbichenſteiner Konſunvereins Pfund 1G p.

Marktplatz b t Ro h es der beiiroten Turm. s a bis W Apelta

Leipzigerftrafte S.Sie rarſen die e

Herren u. Knaben-Hüte

e 2Friſch eingetroffen S
Fetter Schelltisch ohne Kopf S sPfund 25 Pfg.

Fetter Kabljau ohne Kopf SPfund 25 Pfg. S vft. Seehecht ohne Kopt
Pfund 40 W

Fisch- Koteletts V à T üIa. Zander Pfund 70 v S
Ia. Rotzunge Pfund 60 Pfg. FsS SFeinster Schelltisch z g. Zylinderhte von a Mr. 3.50 b

Maifisch Pfund 40 Pfg.
lapphüte von Mk. 6.50 bis 12.50.

Grosse Auswahl in geräuch. OOOO O
r 2 Bambusſtangen Ster gantenNeunaugen, Oel Sardinen, S zuſammenlegbare

Hummer, Aal u. Hering in Gelé(S Angelſtöcke,

7 O OH. Rick Nehkflgr. S An ge h ake S Hamb. Engros LagerS Angelſchnuren,
Grogze ulrichſtrage 39.S Ängelgerät S[appauNussbaunmZrißer Shihnarcihens ſchaften a

empfiehlt billigh Er. Urichstr. 60ſ2 Albin Hentzes7
S 2 Schmeerſtr. 24.Größtes Lager am Platze. s Mitglied d. R. Sp. V. s

Kinderwagen von den billigsten Od W besten, D ſte Betten
in allen Grössen, auerhafte Bettſtellen, poliert mitReisakörbe sowio alle anderen Matratzenu, u u. Stoffdivan

empfiehlt ſeine Schuhwaren nur mitt-
leren und feinſten Genres. Dankſagung.

ür die vielen Beweiſe herzlicher Tekl
nahme, ſowie für den reichen Blumenſchmuck bei der Beerdigung
entſchlafenen teuren Mutter, Frau
„Milhelmine Brüekner,h n e. Auswahl verkauft ſehr b Jud üchtr. L. Zecher. Max lnibiut wuhererſt. o. Die rauerrden Vin ne



e

Bär3 Cinheits-
Preise

Arte
bitte Connn

durchzulosen

T Freitag Sonnabend Sonntag.
Pfg.

1 Paradehandtuchhalter 25 pf.
1 Wichskasten
2 Dosen Wichse

3 Pakete Waschpulver
1 Pfund Bleichsoda

2 Beutel Waschblau
3 grosse Schachteln Wichse

3 Dosen Putzpomade

3 Stück Mandelseife 25 Pf.
4 Dosen Schuherème 25 v.
1 Messerputze und 1 Putzstein 25 v.
1 Scheuerbürste und 1 Scheuertuch 25 f.

3 Esslöffel und 2 Kichenmesser 25 ff.
I Tablettdecke u. 1 Leitungsschoner 25 f.

1 Handleuchter, 1 Trichter

und 1 Gurkenbhobel

2 versch. Schneidebretter

m 25 Pf.

zuſammen 25 Pf.
2 Quirle

2 Schneidebretter mit Schrift 25 Pf.

6 Kompottnäpfchen 25 f.
2 Paar Moccatassen echt Porzellan 25 v.

1 Pleischplatte blau Zwiebel 25 v.
1 Suppenschüssel 259
4 Milchtöpfe 25 f.
1 grosser Kuchenteller Majolita 25 v.
1 Obstschale, 1 Menage, 1 Glas 25 Pf.

1 Butterdose, 1 Menage 25 Pf.
1 Wasserflasche mit Tablett 25 P
1 Kabinettrahmen 25 Pf.
1 Paar Manschettenknöpfe 25 pf

1 Halskette 25 v1 Brosche 25 pf1 Herren-Uhrkette 25
2 bunte Glasvasen 25 f.1 Album mit 20 verschiedenen An

sichten von Halle 25 Pf.

Herinlians M. Baàr, Gr. Ulrichstr. z

zuſammen 25 Pf.

zuſammen 25 Pf.

zuſammen 25 Pf.

1 Kaffeebüchse

1 Zuckerbüchse zuſammen 45 v.
1 Teebüchse

1 Handfeger und Kehrblech 45 v.
1 Topfuntersetzer verrinnt

1 Stahldraht-Topfschrubber

1 Besteckkorb, 2 Küchenmesser

6 Küchenlöffel
1 Kaffeesieb, 1 Suppensieb

1 Puddingform
1 Quirlbrett mit 3 Quirlen3 Holzlöffel und 1 FeeWſenlrg e

2 Pakete Waschpulver

1 Riegel Oranienburger Kernseife

45 v
I Paket Waschblau
1 Frisierkamm, 1 Staubkamm
1 Taschenkamm u 458
1 Vorsteckkamm, 1 Haarspange 45

2 Seitenkämme r
1 Satz Schüsseln jarbig 45 vt.
3 dekor. Kuchenteller echt Porzellan 45 Pf.

3 Paar dekor. Tassen ernfen 45 Pf.
1 Schmortopf mit Deckel 45 v.
1 grosse Salatschüssel u Salatbetek 45 f.

1 Aufsatz 45 f.1 Obstschale i 6 Tellern 45 v.
6 Bierbecher mit gante 45 Pf.
6 Teebecher mit ant 45 f.
1 Handtasche mit Aufſchrift 45 f.

1 Touristentasche 45 v.
2 grosse Vasen 45 v.

1 Postkarten-Album nd 10 Staa Pfingſt- 45

1 Portemonnaie 45 v.
t en cher1 NMarkttasche mſennen 45 f.
1 Pfeffermühle u. 1 Eieruhr 45 f.

2 mir2 dulammer 45 v

zuſammen 45 Pf.

45 v.

zuſammen 45 Pf.

T 5 kig.

1 Riegel Oranienburger Kernseife
2 Pack Seifenpulver

2 Pfund Bleichsoda

3 Beutel Waschblau

1 Wellenschere, 1 Brennschere

1 Prisierlampe

2 Paar Messer u. Gabeln,

2 Esslöffel, 2 Kafteelöffel

1 Schrubber mit Stil
1 Scheuerbürste

1 Scheuertuch

1 Handbürste mit Consol

75 f.

1 Spirituskocher, 1 Kasserolle r

1 Tablett t1 Ausklopfer, 1 Staubwedel,

1 Möbelpinsel b v
3 Speiseteller, 1 Suppenschüssel l

6 Esslöffel 75 v
1 Bratenplatte und 1 Saucière 75 v.

75 v.
1 grosse Kompottschüssel et Porzellan

6 Kleine Kompottschüsselnedtorzellan

1 grosse Suppenschüssel
zuſammen 75 Pf.

6 Speiseteller

1 Menage und 6 Fierbecher 75 v.

1 Satz Schüsseln 75 v
1 Fischständer, 1 Fischnetz

1 Fischglas mit Koralle
1 Bierservice Krug mit 6 Gläſern

1 Zitronenpresse e 75 v
1 Gliedertasche verfilbert 75 v.
1 moderne Brosche1 Hutnadel, 1 ne r 769

zuſammen 75 Pf.

1 Schreibzeug, 1 Karton Briefpapier 75 v.

Cxtra- Preise
Cebensmitiel.

Verlag und für die Jnſerae vergnwertich: Anguß Sroſ. D Den der Sceſhen Ceneſſenſchaf Buchdrnerei S. G. m. d. H) al

75 v.

75 v.

zuſammen 75 Pf.
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1. Beilage zum Volkablatt.
Fr. 128. Halle a. J. Sonnabend, den 27. Mai 1905.

Deutſcher Reichstag.
102. Sitzung. Donnerstag, den 25. Mai 1908, 1 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Dr. Stübel.
ter Punkt der Tagesordnung iſt die zweite Beratung desn betr. Uebernahme einer e r die

wer von Duale nach den anengubabergen

Abg. Schwarze- Lippſtadt (Ztr.) befürwortet den Kom
miſſionsAntrag, welcher empfie t, ür 11 Milldreiprozentige Garantie zu e. h tonen Moxt eme

Abg. Ledebour (Soz.): Dieſe Vorlage ſieht allerdings denvan Der Bahn durch eine Altlengeſeiſthant er burdet aber

dem Steuerzahler des Reichs das ganze finanzielle Riſiko auf
und verlangt auch, daß das Reich allein die Gefahr trägt,
die der Bau einer ſolchen Bahn mit ſich bringt. Die ein
eborene Bevölkerung in Kamerun iſt imſtande, ein Heer von
00 090 Mann ezübrin en. Will man denn nun jetzt durch

den Bau einer Bahn und durch große Landkonzeſſionen auch
den Hauſſaſtamm aufregen an könnte es leicht erleben,
daß man dadurch in Kametun einen Aufſtand bekommt, gegen
den der Hottentotten und Herero Aufſtand das reine Kinder
ſpiel iſt. Aeußerſt bedenklich ſind auch die roßen Land- Kon
geſſionen, die der Kamerun Geſellſchaft gemacht werden ſollen,
denn dieſes Land hat nach den niedrigen Schätzungen einen
wert von 21000 Mark. Jn, Wirklichteit iſt der Wert aber
viel höher, denn die Geſellſchaft wird beſonders das Landvei den Stalionen ſpäter zu hohen Preiſen verkaufen. nSüdweſtafrika haben wir es ja auch ſchon erlebt, zu den Ge

ſellſchaſten rege wüſtes Land geſchenkt wurde und daß
dieſe es ſpäter als teures Bauland an das Reich wieder ver
kauften. Soll ſich dieſer Vorfall in Kamerun wiederholen
Das Land, das der Geſellſchaft m wird, iſt das wert
vollſte Objekt, welches ſie erhält. Wir ſind prinzipielle Gegner
der n r überhaupt, weil wir meinen, daß, nach-
dem das Reich ſich Kolonien einmal angeeignet hat, die Negerfür die ſelbſtändige i im erung des Landes erzogen werden
müſſen. Die in gurg von Land an die Landgeſellſchaften
führt aber dazu, die Eingeborenen von ihrem Land zu tren
nen. Die WeſtkamerunGeſellſchaft hat den ihr überwieſenen
Landkomplex in der rückſichtsloſeſten Weiſe ausgenutt und die
Eingeborenen ausgebeutet. Selbſt in dem Schoß der Kom
miſſion haben ſich Stimmen für die Verdrängung der Neger
von ihrem Grund und Boden ausgeſprochen, und man hat
gemeint, es genüge wenn den Eingeborenen ein Reſervatgebiet
angeboten würde. Wenn ſolche Anſchauungen ſelbſt am grünen
Holz der Kolonialpatrioten entſtehen können, was müſſen wir
dann von den Beamten in Kamerun erwarten Auch der
Gouverneur von Kamerun, Herr v. Putttamer, hat ſich auf
den Standpunkt geſtellt, daß es genüge, wenn den Eingebore
nen ein Stück von 2 Hektaren für die Familie zuweiſt. Das
iſt abſolut ungenügend. Die Schätzung, wie viel Land not-
wendig iſt, hängt ganz von den verſchiedenen Perſönlichkeiten
ab. Ein Beiſpiel, wie unheilbarvoll Perſönlichkeiten in den
Kolonien wirlen, bildet der General von Trotha, der auf die

ſogar Preiſe ausgeſetzt hat, und damit direkt zu
ihrem Meuchelmord auffordert. Der Abg. Lattmann bean-
tragt, den Eingeborenen Reſervate einzurichten.
der Kolonialdirektor in der Kommiſſion
Stammesland der Eingeborenen nicht weggegeben werden
dürfte. Daher kann der Antrag Lattmann nur ſchädlich wir-
ken. Jch bitte, ſeinen Antrag zurückzuziehen. Wir verwerfen
aber die ganze Vorlage, denn ſelbſt die begeiſterſten Kolonial-
freunde müſſen einſehen, daß das Reich zugunſten einigerKapitaliſten durch ſie ausgebeutet wird. (Lebh Beifall bei

den Soz.)
Kolonialdirektor Dr. Stübel: Die Einwohnerzahl von Kame-

run ſteht nicht feſt; eine ſchwer glaubliche Schähung geht auf7 Millionen. Der Durchſchnitt der Emgebornentegerdgie be

trägt nicht zwei ſondern vier Hektar pro Hütte. Jn Zukunſt
ſoll Eingebornenland nur mit Erlaubnis des Gouverneurs an
Nichteingeborne weggegeben werden. Es beſteht keine Ver-
pflichtung für die Nordweſt-Kamerungeſellſchaft, die Bahn von
der Küſte bis zu ihrem Konzeſſionsgebiet zu bauen. Wir wer-
den das Miſſtonswerk auch in Zukunft energiſch unterſtützen.
Um etwaigen Unruhen vorzubeugen, haben wir die Schutz
truppen vermehrt und ein Handelseinfuhrverbot für Gewehre
erlaſſen, das ſich auch auf Feuerſteingewehre erſtreckt. Es iſt
anzuerkennen, daß edebour den Eiſenbahnbau wenig-
ſtens nicht mehr prinzipiell von der Hand weiſt. Die Plan-
tagenGeſellſchaften ſind außer ſtande, den Eiſenbahnbau aus
eigenen Mitteln und auf eigenes Riſiko auszuführen. Auch
in Deutſchland ſind doch nirgends die Mittel für den Eiſen-
bahnbau von den Beteliligten aufgebracht worden. An der
Bahn exiſtieren nicht nur privake, Godgpn auch öffentliche
Jniereſſen. Wir garantieren doch nur für Zinſen und Amorti-
ſationen. Gouverneur v. Puttkamer hat immer nur die An-
wendung der beſtehenden uwrüt im Auge gehabt. Ueber die
von dem Vorredner getadelte Proklamation des Generals von
Trotha iſt die Regierung bisher nur durch Zeitungsnachrichten
unterrichtet.

Abg. Lattmann (Antiſ.):

Nun hat aber
erklärt, daß das

Es iſt grundſätzlich falſch, den
Bau der Bahn einer e forgeſeba zu überkragen.Frankreich und England geben derartige Konzeſſionen nicht
mehr und kaufen früher erteilte Konzeſſionen zurück. Die

andelskammer in Bremen hat dringend vor i neuen
Konzeſſion gewarnt. Die Nordweſt Kamerungeſell chaft ſucht
ſich ein Handelsmonopol zu ſchaffen. Wenn das Zentrum kon-
ſequent wäre, ſo hätte es nicht dieſer KonzeſſionsErteilimg
zuſtimmen dürſen. Die Bahntrace iſt ſehr llederlich Feführt,
manche h ette werden von Kennern des Landes direkt für
falſch gehalten. Durch die Vorlage wird die Landfrage in
neue Gegenden hineingetragen, man ſollte daher zuvor dieſe
Frage und in ganz anderm Sinne als bisher regeln
Redner begründet einen Antrag zu s 11 der Konzeſſion, und
verlangt, daß vor der enden ausreichende Reſervate
den Eingebornen erteilt werden. Aber auch mit dieſen Amen-
dement iſt die ganze Vorlage vorläufig für uns unannehmbar.
Es empfiehlt ſich, ſie bis zum Herbſt zu verſchieben und bis
dahin die nötigen Abänderungen an ihr vorzunehmen. (Beifall
rechts und links.)

Geheimer Legationsrat Seitz verteidigt die e Wege
Abg. Kopſch (Freiſ. Volksp.): Durch die Kommiſſionsver-handlungen n re Bedenken noch geſteigert worden. Die

Reichsfinanzen werden ſchwerlich, wie A Dr. Paaſche
meint, beſſer werden, es ſteht vielmehr zu befürchten, daß die
Handelsverträge, durch die unſere deutſche Jnduſtrie ins Aus-
(and getrieben wird, einen verſchlechternden Einfluß auch auf
die Reichsſinanzen ausüben werden. Wir können nicht, wie
der Herr Abg. Schrader, den Wunſch hegen, daß kleine Leuteihre ber verdienten Spargroſchen bei den unſicheren afrika-
niſchen Bahnen anlegen. Jn Bezug auf die Zandlonzeſſionen
unterſchreiben wir völlig die Ausführungen der Abgg. J 7
bour und Lattmann. Die optimiſtiſche Auffaſſung, als ob die
Tüchtigkeit unſerer Beamten alle Befürchtungen zerſtreuen
müßte, können wir nicht teilen. Ein Miſſionar ſchrieb ganz
richtig, daß die Geſellſchaften ſich immer für die er v
die Schwarzen für die Knechte halten. Sie denken n er
der Grund und Boden, was wir übrig laſſen, iſt gut genug

für die Schwarzen.“ Wir verlangen, daß vor der erLandfrage keine Landkonze ſonen mehr erteilt Segen à

Ausdehnung des Plantagenbaues muß einem Haß gegen
die Deutſchen führen und dieſer Haß kann bei der großen
Zahl und der großen Macht der Kamerunerſtämme zu den
ſchwerſten Folgen führen. Die Vorlage bedeutet, d
Reich alle Pfllchten auf ſich nimmt der Geſellſ e
Rechte läßt. (Sehr richtigl links.) Dabei iſt die Vorlage mit
einer Eile gefördert worden, die init der furchtbaren a
keit in ſchreiendem Widerſpruch ſteht, mit der das preuß

das e hin und herzerrt. Wir ver-
weigern der Vorlage unſere r rung, für die ſich ja P

e degr ä glühendſten Kolonialfreund eiſtern können. (B
l links

Abg. Dr. Paaſche (natl.) verteidigt die Vorlage und die
Nordweſtkamerungeſellſchaft en die Angriffe des Abg. Latt-mann. Bisher hat die i wen noch nicht einen Hektar
Land wirklich W sgiefert bekommen, Jch halte es für eineVorteil a die Bahngeſellſchaft ugbih
iſt, weil ſie adurch ſelbſt ein Jntereſſe dargn gewinnt, Frachten
zu bekommen. Wenn hier und da kleine Trupps Eingeborener
nach anderen Plätzen abgeſchoben werden, ſo kann ich das als
kein Unglück betrachten. Die Eiſenbahn iſt um ſo nötiger, gle
in den betreffenden Gegenden Trägermangel herrſcht. Webh.
Beifall bei den T
g ba Freiherr v. Richthofen-Damsdorf (konſ.) iſt für die

orlage.
Kolonialdirektor Dr. Stübel teilt mit, daß die Geſellſchaft

bereit ſei, die von der Kommiſſton feſtgeſtellte Vorlage als
w. für den Eiſenbahnbau anzunehmen.

Abg. Storz (Südd. Sp. erklärt ſſch unter dem Beifall der
Rechten für die Vorlage, da die Erbauung der Bahn durch

er das beſte ſei, die Entwicklung der Kolonie die
ahn dringend erfordere, und namentlich die deutſche Textil

induſtrie großen Vorteil von ihr haben würde.
„Abg. Erzberger (Zentr.): Wäre geſtern nicht gerade durch

die Parteien, die für dieſe Vorlage ſind, eine Beſchlußunfähig-
keit künſtlich e 7 worden, ſo hätten wir Berggeſetz

der Vertagung erledigenund Kolonialbahn ſicher noch vor
orlage nicht vor a erledigt

Handelsgeſellſcha

werden, und H
ſelovſt anſehen. (Heiterkeit) Wenn man die Bahn ſelbſt für
nützlich hält, ſo muß man auch den einzig möglichen Weg be-
ſchreiten wollen und für die Vorlage ſtimmen. Wenn Herr
Ledebour ſich darüber entrüſtet hat, daß General v. Trotha
einen Preis auf den Kopf Hendrik Witbois ausgeſetzt hat, ſo
erinnere ich daran, daß der Mörder des Großfürſten Sergius
von dem Vorwärts verherrlicht worden iſt. Wir ſind ent-
ſchieden für Annahme der Vorlage. (Lebh. Beifall im Zentr.)

Abg. Dr. Semler (natl.) befürwortet die Vorlage, die er
als dringlich bezeichnet.

Abg. Werner (Ant.) ſpricht ſich im Sinne des Abg. Latt-
mann aus.

Abg. Dr. Arendt (Rp.); Rechter Hand, linker Hand, alles
vertauſcht! Kollege Storz hat für und Kollege Lattmann hat
gegen die Vorlage Daß die Sozialdemokraten
gegen die Vorlage ſind, verdenke ich ihnen nicht, bedaure aber,
daß ſie namentliche Abſtimmun beantragen wollen. Morgen

der Reichstag ſicher nicht beſchlußfähig. (Hört, hört! links.)
er de notwendige Vorlage hinausſchiebt, treibt reaktio-

näre Wirtſchaftspolitik. (Beifall.)
Abg. Ledebour (Soz.) kommt auf den Erlaß des Generals

v. Trotha zurück. Die Kolonialverwaltung hat bedauerlicher-
weiſe keinen Anlaß genommen, ſich gegen einen ſolchen Erlaß
zu verwahren. Unter keinen Umſtänden dürfte ein deutſcher
Generagi Preiſe auf die Häupter feindlicher Führer ausſeßen
Das läuft auf die Dingung auf Meuchelmörder heraus. HerrKanger machte einen Fehr unglücklichen Vergleich, als er auf

Kalajew hinwies, der den Großfürſten Sergius getötet hat.
(Sehr richtig! bei den Soz.) Kalajew hat einen der ſchlimm
ſten Verbrecher in Rußland hingerichtet. (Sehr richtig! b. d.
Soz., Unruhe rechts, Glocke des Pröäſidenten.)räſident Graf Balleſtrem: Jch kann nicht dulden, daß
von der Tribüne des deutſchen Reichstags herab „das er-
habene Opfer eines Meuchelmörders h rege
wird. Feine Widerſpruch b. d. S., Lebh. Beifall rechts.)

Abg. Ledebour n Wenn man zwiſchen dem vonSchiller verherrlichten Tell und Kgleſew einen Vergleich zieht,
muß derſelbe zum Vorteil des letzteren ausfallen. Die Auf

können. Jetzt wird aber die
err Lattmann kann ſich inzwiſchen Kamerun

orderung Trothas, die Häuptlinge einzuliefern, kann nur da-
in verſtanden werden, daß die Eingeborenen aufgefordert

werden, die Köpfe ihrer Häuptlinge einzuliefern. Gegenüber
olchen durch Geld gedungenen Meuchelmördern iſt jeder andere

euchelmörder noch ein anſtändiger Menſch. Wenn Herr Erz-
berger eine Parallele ziehen will, dann darf er nicht Kalajew,
ſondern etwa Baltaſar dem Meuchelmörder Wilhelms des
Schweigſamen anführen. (Rufe links: des Schweigſamen
Große Heiterkeit links Jch meine natürlich Wilhelm den
Schweigſamen von Oranien, einen Wilhelm den Redſeligen
t r es in der Geſchichte nicht, reinen ſolchen Wi m von Oranien. (Stürm. Heiterk. links.)
Die Ehre des deutſchen Namens erfordert, daß, wenn der Er-
laß des Generals v. Trotha tichtig iſt, ſein Urheber unver-
züglich abberufen wird. (Lebh. Beifall bei den Soz.)Ah Erzberger (Zentr.) will dem General v. Trotha nicht
in Schutz nehmen, man a aber bedenken, daß derſelbe ſich
Leuten gegenüber befindet, die ſicher weit ſchlimmer ſeien, als
der Großfürſt Sergius von Rußland.

Hiermit ſchließt die Diskuſſion.
Abg. r (Soz.) beantragt namentliche Abſtimmung über

8 1 der Vorlage
Abg. Bachem (Zentr.) ſchlägt die Verleſung der Namender tkatergeichner vor, und empſehlt für die Zukunft die Druck-

legung ſolcher Anträge.
Präſident Graf Balleſtrem Der Vorſchlag t erwägenswert,

aber bis jetzt nicht m gsmä g. Jch werde aberdie Namen durch den Herrn Schriftführer verleſen laſſen.
ne Der Schriftführer verlieſt die Namen der ſozial-
demokratiſchen Antragſteller. Dieſe ſcheinen ſämtlich anweſend
zu ſein.)

Nein, 11 enthalten Es ſind alſo 199 Abgeordnete, d. h.
erade die u Beſchlußfähigkeit nötige Minimalzahl, anweſend.WGrofe Helterkeit, zumal bei den Natl.)

Es folgen die weiteren Paragraphen, welche debattelos in
nichtnamentlicher Aſtimmung angenommen werden. Zu 8 11
wird ein Antrag Raab-Lattmann (Wirtſch. e an
enommen, der vor der Landeskonzeſſion an die Geſellſchaftbie Schaffung von Eingeborenenreſervaten vorſieht. Die Ab-

ſtimmung über den ſo geänderten s 11 iſt nach Antrag der
Sozialdemokraten wieder eine namentliche.

Präſident Graf Balleſtrem (nach erfolgter n
Ich muß Jhnen die betrübende Mitteilung machen, daß die
Abſtimmung über 8 1 ungiltig iſt, weil ein Abgeordneter aus
Verſehen zwei Zettel abgegeben hat, was ſich bei der Reviſion
herausgeſtellt hat. Es kommt oft vor, daß Zettel doppelt ab-
gegeben werden, was beim raſchen, Zählen leicht überſehen
werden kann. Das Haus war alſo ſchon bei der Abſtimmung
über s 1 beſchlußunfähig. An der jetzigen Abſtimmung haben
be beteiligt 195 Abgeordnete, von denen 123 mit Ja, 60 mit
Nein geſtimmt und 12 ſich enthalten haben.

Die namentliche über s 1 ergibt 127 Ja, 61

T

cm m s

Der Präſident ſetzt darauf aus eigener r rv Sitzung fe T Den ag, 39 Roal. 1
Kleine Vorlagen, Fortſetung der zweitenS der Kamerunvorlage, zweite Leſung des Börſengeſehes

hluß 64 Uhr.

Der Plötzenſee-Prozeß.
Verhandlungstag.

Medizinalrat Dr. Richter bleibt in ſeinen e
die er mit ſehr leiſer Stimme macht, faſt unverſtändlich.
Sklärow von London nach Berlin zurückgekehrt war, iſt der
Sachverſtändige vom Poltzeipräſidium auf Erſuchen des Staats
anwalts beauftragt worden, den Sklärow daraufhin zu unter
ſuchen, ob er ſeine Straſe weiter verbüßen könne. Das End-
gutachten des Dr. Richter ging ſeinerzeit dahin, daß Sklä-
row ein Paranoiker ſei, der zur Zeit der Abgabe des
Gutachtens nicht re ſei. Auf Beſragen des
Vorſitzenden erklärt der Sachverſtändige Ob Sllärow
ſchon lange vorher irrſinnig geweſen ſein muß, kann ich nicht
agen, ebenſowenig, ob er ſchon zur Zeit der Tat, die ins

Jahr 1899 fiel, verrückt r iſt. Das könne er nicht
beſtimmt ſagen, es ſei „höchſtens möglich“.

Rechtsanwalt Dr. Llebknecht wünſcht vom Medizinal
rat Dr. Richter Auskunft, wie er dazu gekommen ſei, in einer
Stelle ſeines ſchriſtlichen Gutachtens ſich dahin zu äußern:
Nach der Form der Geiſteskrankheit des Sklärow erſcheine es
fraglich, ob dieſer nicht ſchon zur Zeit der Tat ſich in einemZuſtanbe befunden, der unter 51 des Strafgeſehbuches fiel?

Sachverſtändiger Dr. Richter kann darüber keine Aus
kunft geben und bemerkt ſchließlich: Jch habe vielleicht bloß
meinen Geiſt leuchten laſſen wollen! (Heiterkeit.) Die
Rechtsanwälte Dr. Liebknecht, Dr. Heinemann und
Dr. Löwenſtein ſtellen nunmehr und begründen einen
ſchriſklichen Antrag, auch den auf den Fall Höhne in Bran-
denburg bezüglichen Teil des inkriminierten Artikels zur Ver-
leſung zu bringen zum Beweiſe dafür, daß die unter An-
klage befindlichen Schlußfolgerungen ſich auf den Fall Höhne
beziehen. Rechtsanwalt Dr. Liebknecht glaubt, auf dieſen
Antrag um ſo mehr beſtehen zu müſſen, als durch den geſtrigen
Beſchluß des Gerichtshofes in einem anderen Falle die Auf
klärung unterbunden worden ſei.
gerichtsdirektor Oppermann: Den Vorwurf, daß der Ge-
richtshof die Aufklärung unterbinde, muß ich zurückweiſen.
Rechtsanwalt Dr. Liebknecht: Jch habe meine feſt Ueber
zeugung über die Bedeutung des geſtrigen Beſchluſſes zum
Ausdruck gebracht und teile dieſe Ueberzeugung mit vielen
anderen.

überDer Gerichtshof zieht ſich zur Beratung zurück, die
eine Stunde dauert. eim Wiedererſcheinen des Gerichtshofes
erklärt der Vorſitzende Der Verteidiger Dr. Lliebknecht
hat bei Begründung des Antrages die Worte fallen laſſen,
daß das Gericht geſtern beſtrebt geweſen ſei, die Aufklärungzur Sache zu verhindern. Jch erſuche den Herrn Verteidiger

Dr. Liebknecht, ſich hierzu zu äußern. Rechtsanwalt Dr.
Liebknecht: Jch habe nicht geſagt, daß der Gerichtshof
beſtrebt geweſen fei, die Aufklärung zu verhindern, ſondern
daß tatſächlich die Aufklärung der Sache durch den geſtrigen
Beſchluß verhindert worden ſei. Eine weitere Erklärung habe
ich nicht abzugeben. Präſ. Herr Staatsanwalt Nach-
dem Erſter Staatsanwalt Schönian durch eine Geſte an
gedeutet, daß er nichts zu bemerken habe, zieht ſich der Ge-
richtshof zurück. Der Vorſitzende verkündet beim Wiedererſchei-
nen des Gerichts: Das Gericht hat beſchloſſen, da W
anwalt Dr. Liebknecht bei Begründung des ſchriftlichen
trages die Aeußerung hat fallen laſſen, daß das Gericht offen
ſichtlich beſtrebt ſei, die Aufklärung der Sache zu verhindern,
und da er hiermit dem Gerichte den Vorwurf der Rechts
beugung gemacht hat, und er, Pogleich nach einſtimmiger An-
ſicht des Gerichtes das Wort „beſtrebt“ gebraucht worden iſt,
bei der Aufforderung, ſich zu erklären, bei ſeiner Anſicht verblieben iſt dem Re chi s anwalt Dr. Liebknecht
wegen Ungebühr eine Ordnungsſtrafe von 100 Mark
ufzuerlegen. Das Gericht hat weiter beſchloſſen, den r
ichen Antrag abzulehnen zumal die unter 1 und 2 des

Antrages aufgeſtellten Behauptungen als wahr unterſtellt
werden.

Hierauf wird Direktor Sauer aufgerufen. Als er
die Direkliion in Plötzenſee übernahm, war Sklärow nicht mehr
dort. Auf Fragen der Verteidiger bekundet er, daß wieder
holte Arbeitsverweigerung ſeitens eines Gefangenen auch ſonſt
wohl vorkommt. Ein Fall, in dem ſo häufig wie bei Sklärow
konſtant die Arbeitsverweigerung ſtattgefunden hat und fort
geſetzt eine Arreſtſtrafe notwendig war, iſt ihm nicht gegen
wärtig, aber n Fälle mögen doch auch vorkommen, ohne
daß die Betreffenden dadurch den Verdacht der Geiſteskrankheit
erregen. Direitor Den z ner iſt derſelben Anſicht. R.A.
Dr. Löwenſtein fragt den Zeugen, ob ihm ſonſt n
Fälle bekannt ſeien, in denen, wie Sklärow, innerhalb ſechzigTagen der Jnternierung ſchon 72 Tage Arreſt verhängt wor
den ſeien. Der Zeuge kennt ſolche Fälle nicht. Auge
früherer Polizeiinſpektor Binding bekundet, Sklarow habe
nicht den Eindruck eines kranken Menſchen gemacht, ebenſo-
wenig habe er an ihm „einen unſtäten Blick“ und „ſlackerndes
Feuer des z wahrgenommen. Die Disziplinarſtrafenſeien wegen fortgeſetzter Verweigerung der Arbeit erfolgt nach
dem Dr. Pfleger in jedem Falle die Vollſtreckung der Strafe,
die wiederholt in einſamer Einſperrung ohne Arbeit und Ent
ziehung der Lektüre und der Mittagsſuppe auf längere Dauey

bis zu vier Wochen beſtand, als „unbedenklich“
erklärt hatte. Es komme vielfach vor, daß Leute, die noch
nicht vorbeſtraft waren, bald nach der Einlieferung diszipli-
niert werden müſſen, und daß ſie trotz dieſer m 7immer wieder die Arbeit verweigern. R.A. Dr. Lieb-
knecht behauptet, daß infolge der Publikationen das Reg
lement dahin geändert worden ſei, daß ſolche Disziplinarſtra-
fen nur noch von dem Leiter des Gefängniſſes verhängt wer
den dürſen. Direktor Sauer beſtätigt, daß dies jetzt ſo
gehandhabt wird. Angeklagter Schneidt bezweiſelt, daß
der Zeuge dem Sklärow ſo in die e geſehen haben wixrd,
daß er heute noch ſagen kann, das flackernde Feuer des W
ſinns habe nicht aus ſeinen Augen geleuchtet,
Kaliski ſpricht ſeine Verwunderung darüber aus, daß
Zeuge, dem täglich zahlreiche Gefangene zur Vernehmung vor

eführt wurden, ſich noch nach ſo langer Zeit in allen Einzel
eiten des Falles Sklärow entſinnen könne. Ueber einen

neuerdings geſtellten Antrag des Rechtsanwalts Dr. Heine
mann auf vollſtändige Verleſung des ganzen Artikels behäl
ſich das Gericht den Belchluß vor.
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Kriegsgericht der S. Diviſton.
Halle, 25. Mai 1905.

Ein Opfer krankhafter Reigungen. Jn etwa 75 ſtün
diger Sitzung wurde geſtern verhandelt gegen den Huſaren-
ofſfizier Joachim Hans v. Winterberg. Der Angeklagte, ein
anſcheinend noch junger Mann, befand ſich in Unterſuchungs-
haft und wurde per Droſchke von einem Oberleutnant vorge-
führt. Er nahm auf einem Stuhl vor der Anklagebank
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und ſoll ähnliche Ausſchweifungen begangen haben wie ſeiner-
zeit Graf Pückler, der vom Halleſchen Ziege gericht verurteil
vom Oberkriegsgericht aber fregegreiden wurde. Ob nun au
Grund des S 175 des Str.-G.-B. Anklage erhoben worden war,
konnte man nicht in Erfahrung bringen. Eine Anklage wegen
Fahnenflucht lief nebenher. Der Angeklagte war aber im
juriſtiſchen Sinne nicht fahnenflüchtig geworden denn er hatte
ſich nicht entfernt, um ſich dem Dienſt zu entziehen, ſondern er
ſoll nach der Tat mehr aus Angſt nach der Schweiz geſehen
ſein. Wie man ſagt, lag die S nicht ſchlimm. Die Ver-
handlung wurde erſtens wegen Gefährdung der Sittlichkeit
und dann noch wegen Gefährdung milttärdienſtlicher Jntereſſen
hinter verſchloſſenen Türen geführt. Zur Beweisaufnahme
waren Offizierburſchen, einige Damen, Offiziere und als Sach-
verſtändiger der Oberarzt Dr. Knapp geladen. Rechtsanwalt
Czarnikow ſtand dem Angiagztep als Rechtsbeiſtand zur Seite.
Am Spätnachmittag lange Zeit mußten die Preßvertreter
auf dem Flur und auf den Treppen umherwandern wurde
die Oeffentlichkeit wieder hergeſtellt. Die Oeffentlichkeit
dauerte aber nicht lange. Sleich nachdem der Verhandlungs-
führer verkündet hatte: „Der Angeklagte wird wegen Miß
brauchs der Dienſtgewalt zu Privatzwecken, tätlicher Beleidi-
gung eines Untergebenen und unerlaubter Entfernung mit drei
Monaten 15 Tagen Gefängnis und Dienſtentlaſſung beſtraft“,
erhob ſich der Anklagevertreter wieder und beantragte, auch die
Urteilsbegründung in geheimer Sitzung vorzunehmen. Der
Gerichtshof beſchloß demgemäßz, und die Preßvertreter, die durch
ihr ſtundenlanges Warten auf das Moment der Urteilsverkün-
dung wieder einmal eine koloſſale Ansdauer an den Tag gelegt
konnen das, was ſie „ſchwarz auf weiß beſaßen“, getroſt nach
Hauſe tragen. 15 Tage Strafe wurden dem Angeklagten, der
nach der Verhandlung wieder in einer Droſchke abgeholt wurde
auf die Unterſuchungshaft in Anrechnung gebracht. Er wird
bei dem Oberkriegsgericht Berufung und wir gönnen ihm
dies vielleicht ebenſo wie Graf Pückler ſeine Freiſprechung
erzielen. Derartig krankhaft veranlagte Menſchen gehören nicht
ins Gefängnis. Bemerkenswert iſt, daß derartige Abnormi-
täten in den ſog. gebildeten Kreiſen ſtärker als in Arbeiter-
kreiſen in Erſcheinung treten. Wenn aber die Sozialdemokraten
im Reichstage die Beſeitigung des S 175 verlangen, dann
ſpielen die Gebildeten Entrüſtung.

Halle und Saalkveis.
Halle, 26. Mat.

Volk und Volkésvorftellungen.
An der Art, wie ſich die Volksvorſtellungen im Stadttheater

entwickelt haben, wurde am Montag in der Stadtverordneten
ſitzung ſcharfe Kritik geübt. Anläßlich einer Petition, welche
ſich über Mißſtände beim Verkauf der Einlaßkarten zu den
Volksvorſtellungen beſchwerte brachte Genoſſe Thiele zur
Sprache, daß dieſe Vorſtellungen überhaupt ihren urſprüng-
lichen Charakter mehr und mehr verloren haben. Als vor
mehreren Jahren beſchloſſen wurde, daß jeden Winter zehn
Vorſtellungen zu den ermäßigten Preiſen von 60, 40 und 25 Pf.
gegeben werden ſollten, war in erſter Linie an die Arbeiter
gedacht worden. Statt deſſen benutzen jetzt ſehr vielfach Leute
aus wohlhabenden Kreiſen die billige Gelegenheit, und zum
Ueberdruß hat vor einiger Zeit der Magiſtrat auch noch ver
anlaßt, daß der Vorverkauf der Billetts nicht mehr durch unſere
Volksbuchhandlung erfolgen darf, wie es von Anfang an zur
vollſten Zufriedenheit der Direktion wie der Billettreflektanten
geſchehen iſt. Dadurch wird es den Arbeitern noch mehr er
ſchwert, ſich mit Einlaßkarten zu verſehen. Aber nicht nur das
ſondern auch andre Seiten der Volksvorſtellungen ſind zu rügen.
Vor allem muß gefordert werden, daß bei Beginn der Spiel-
zeit ein ungefährer Plan aufgeſtellt wird, auf welche Sonntage
die zehn Vorſtellungen verteilt werden ſollen, damit ſich die
Arbeiter darauf einrichten können. Es möchte auch in der Aus
wahl der Stücke mehr Rückſicht auf die Wünſche der Arbeiter
genommen werden. Die leichten Opern Zar und Zimmermann,
der Barbier von Sevilla und ähnliche ſind zwar recht hübſch, ſollten
aber doch nicht die Hauptkoſt bilden. Wenn die Entwicklung der
Bolksvorſtellungen ſo weiter geht, werden es ſchließlich Vor
ſtellungen, die weder vom „Volke“ beſucht werden, noch für das
„Volk“ beſtimmt ſind. Stadtrat Walger entgegnete, zum Volke
gehörten nicht nur die Arbeiter ſondern auch die oberen Zehn-
tauſend, die deshalb gleichfalls das Recht auf Beſuch der
Volksvorſtellungen hätten. Auch gebe es außer den ſoezial
demokratiſchen Arbeitern chriſtlich-ſoziale und Hirſch-Dunckerſche.
Es wurde ihm erwidert, daß auch dieſe ihre Billets aus der
Valksbuchhandlung entnommen haben; im übrigen treibe Herr
Walger bei Zuzählung der oberen Zehntauſend in dieſem Falle
ein Spiel mit dem Begriffe „Volk.“ Ohne Zweifel ſeien die
Volksvorſtellungen hier wie anderwärts in erſter Linie für die
Arbeiter und andere Unbemittelte beſtimmt, nicht für die Wohl
habenden. Es dürfe daher keine Maßnahme ergriffen werden,
die den Arbeitern die Entnahme der Eintrittskarten erſchwerten.
Der Vorſteher Prof. Dittenberger ſprach ſich auch dahin aus,
daß die Volksvorſtellungen in erſter Linie für die Unbemittelten
eingerichtet worden ſeien, doch müſſe er Herrn Walger inſofern
recht geben, als auch die oberen Zehntauſend zum Volke ge
hörten. Sonſt würde es auch in Zukunft einen Klaſſenſtaat
geben, nur umgekehrt wie heute. Herr Dittenberger vergaß
dabei daß es in der ſozialdemokratiſchen Geſellſchaft über-
haupt keine Klaſſen im heutigen Sinne mehr geben kann, daß
alſo auch kein „umgekehrter Klaſſenſtaat“ möglich iſt. Die
Debatte ſchloß damit, daß Herr Walger erklärte, es bleibe jedem
unbenommen beliebig viele Einlaßkarten zu den Volksvor-
ſtellungen zu entnehmen, und etwaige Wünſche betreffs Aus-wahl der Stuce würde er der Theaterdirektion unterbreiten.

Die Arbeiterorganiſationen werden deshalb bis zum Herbſte das
erforderliche zu vereinbaren haben.

Zur Ansſperrung der Schneider.
Die Ausſperrung iſt auf einen Standpunkt angelangt, der

für Halle den Höhepunkt erreicht hat. Die meiſten organi-
ſierten Kollegen, die bei Mitgliedern des Allgem. deutſchen
Arbeitgeberverbandes beſchäftigt ſind reſp. waren, ſind aus
geſperrt. Größtenteils ſind es die erſten hieſigen Geſchäfte,
die, gezwungen durch das Machtwort der Diktatoren in
München, ihre Arbeiter, die ſie nötig gebrauchen, aufs Pflaſter
ſetzen mußten. Der größte Teil der Arbeiter aus den unten-
genannten Geſchäften iſt von der Maßregel betroffen. Gleich-
zeitig ſind die Geſchäfte aber auch in die größte Verlegenheit
geſetzt, daß dieſelben nicht wiſſen, wie fie ihre Arbeit fertig
bringen. Welche Konſequenz liegt denn darin, daß die Herren
Arbeitgeber auf der einen Seite unſere Hollegen, ſo wie es
oben angezogener Machtſpruch gebietet, in brutaler Weiſe aus-
ſperrte, auf der anderen Seite aber, wenn die Ausſperrung
kaum 3 Tage gedauert hat, zu denſelben ansgeſperrten Kollegen
laufen und dieſelben überreden, doch um Gotteswillen dieſes
oder jenes Stück fertig zu machen und überhaupt wieder weiter
zu arbeiten. Daß vorſtehendes geſchehen iſt, können wir durch
Namensnennung der betreffenden Arbeitgeber belegen, vorläufig
wollen wir jedoch hiervon noch Abſtand nehmen. Man könnte
den größten Spaß über derartiges Gebahren und ſolche Jn-
konſequenz haben, wenn die Situation nicht ſo ernſt wäre.

Darum Kollegen! Laſſe ſich keiner irre führen! Die Herren

mögen in den nächſten Tagen ausſtreuen, was ſie wollen, ſie
mögen drohen, daß wir verhungern müſſen, oder ſie mögendem einzelnen gute Worte geben, daß er ſich dabei

möge, zum Verräter und Lumpen an ſich ſelbſt und den
ganzen Kollegen zu werden.

Nichts darf uns ſchrecken, nichts von unſeren ſicheren und
einzig richtigem Wege der geſchloſſenen Phalanx abhalten. Esilt, etwa Wanlende zu halten und neue hinzu zu gewinnen.

Schon rüſten die Herren wieder, Arbeit nach außerhalb zu
ſenden. Von einer hieſigen Firma ſoll heute ſchon wieder
Arbeit nach Leipzig zu der befreundeten Firma Amend u.
Schultze Leipzig abgegangen ſein. Wahrſcheinlich ſollen die
Herren nun revanchieren.

Jn der bürgerlichen Preſſe ſucht man es ſo hinzuſtellen, als
ob wir den Streik angefangen hätten. Die Herren, die ſolches
in die Preſſe lauzieren, können wohl Leute täuſchen, die von
unſerem Berufe keine blaſſe Ahnung haben. Wiederholt müſſen
wir konſtatieren, daß wir uns lediglich in der Not
wehr befinden. Würden wir die Angreifer ſein, ſo würden
wir nicht in einer Zeit den Kampf beginnen, wo die Saiſon
t Höhepunkt überſchritten hat und würden auch Forderungen
tellen.

Jm GeneralAnzeiger wollten wir einen Situations-
bericht zur Aufklärung des Publikums veröffentlichen mit demſelben Her wie in der Allgemeinen Zeitung. Wir hatten

beide Artikel gleichlautend und gleichzeitig eingereicht. Jm
General-Anzeiger lehnte man unſere objektive
Aufklärung einfach ab. Das Geld für die Annonce
jedoch ſteckte man ruhig ein. Wie lange noch werden manche
unſerer Kollegen und manche Arbeiter Abonnenten des General
Anzeiger ſein

Heute abend findet bei Kautſch, Martinsberg 6,
wieder eine öffentliche Verſammlung ſtatt. Alle Kollegen
müſſen anweſend ſein.

Dem Arbeitgeberverband gehören nachfolgende Geſchäfte an
und ſind infolgedeſſen an der Ausſperrung beteiligt: Albert
Drechſler Nachf., Schwartz und Tillig, Guſtav Gottſchlich,
Herm. Oetting, Mathänus jun. und Mathäus ſen., M. Böttger,
P. und W. Kohlberg, H. Martin, Karl Teuſcher, Max Teuſcher,
Reiter und Arndt, Reuter und Ko., Letirich (Mittelſtraße),
V. Dunzendorfer, H. Preißer, Sack, Andres, Steinbick, Götze
Nachf., Stude und noch einige Jnnungsmeiſter, welche jedoch
bei der Ausſperrung nicht in Betracht kommen und ſich ſtreng-
ſtenfalls als Herausreißer für die Kaufleute und manchmal
als tüchtige Scharfmacher gebrauchen laſſen. Ein weiterer
Bericht über die Situation am Orte und in ganz Deutſchland
erfolgt morgen.

Berband der Schneider ze.
Filiale Halle.

Eine für Gaſtwirte wichtige Entſcheidung
fällte geſtern die Strafkammer des hieſigen Landgerichtes in
der Sache des Gaſtwirtes Genoſſen Streicher, der vom
Schöffengerichte wegen Uebertretung der Paragraphen 3 und 9
der Polizei Verordnung vom 16. April 1895 zu 3 M. Geld-
ſtrafe verurteilt worden iſt, wogegen er Berufung eingelegt
hatte. Nach jener angezogenen Verordnung ſollen Kohlen-
ſäure Apparate in dreijährigen Zwiſchenräumen einer Druck-
probe unterzogen werden. Hiergegen ſollte Genoſſe Streicher
gefehlt haben. Sein Verteidiger machte geltend, daß der
Apparat Eigentum einer heſſiſchen Firma ſei, und
jene Verordnung nicht auf den Gaſtwirt ſondern
auf den Eigentümer bezogen werden könne. Die
Sicherheit des Publikums ſei durch die Unterlaſſung keines-
wegs gefährdet geweſen im übrigen werde die Rechtsgiltigkeit
der Verordnung beſtritten. Das Gericht kam zur Verwerfung derBerufung. Jn der Urteilsbegründung hieß es: Ob die Pout

zei- Verordnung ungiltig oder unnötig ſei oder nicht, habe das
Gericht nicht zu prüfen gehabt. ene Verordnung ſoll aber
die Sicherheit des Publikums ſchützen, und jeder, der einen
Bierdruckapparat in Gebrauch hat, iſt verpflichtet, ob er
Eigentümer iſt, oder nicht dafür zu ſorgen, daß der Apparatmindeſtens aller drei Jahre einer Brugpeobe bezw. Reviſion

unterzogen wird.

m Luſtmord bei Niemberg wird jetzt gemeldet, daß
der Verdacht, der ſich auf den Gutsbeſitzersſohn Voigt lenkte,
unbegründet iſt. Zu allem Ueberfluß geht uns auch durch
Herrn Rechtsanwalt Spilling eine Berichtigung zu, die
folgendermaßen lautet:

Unſere in der Nummer vom 26. ds. Mts. bezüglich der
Ermordung der Minna Kaßler gebrachte Mitteilung, daß als
Täter der geiſtig etwas beſchränkte Sohn des Dienſtherrn
der Minna Kaßler in Betracht komme, und daß die Ver
dachtsmomente ſich derart gehänft hätten, daß Kaßler ver
haftet und in das Unterſuchungsgefängnis nach Halle einge-
liefert worden ſet, entſpricht nicht den Tatſachen. Voigt jun.
iſt überhaupt nicht als Täter in Betracht gekommen und be
findet ſich im Vollbeſitz ſeiner geiſtigen Kräfte.

Wir hatten die Mitteilung von der Verhaftung des Voigt jun.
einein andern hieſigen Blatte entnommen und hätten ſelbſtver
ſtändlich auch ohne rechtsanwaltliche Aufforderung die Nachrichtvon der Verhaftung des Voigt dementiert. Bei derartigen
Gelegenheiten kurſieren häufig unkontrollierbare Gerüchte;
nimmt die Preſſe davon Notiz, ſo tut fie es ſicherlich nicht, um
die eine oder andere Perſon in der öffentlichen Meinung
herabzuſetzen. Man ſollte deshalb nicht immer gleich mit dem
ſchweren Geſchütz der preßgeſetzlichen Beſtimmungen anrücken.

Der berühmte Naturforſcher Ernſt Häckel hat ſich
in ſeiner Kinderzeit auch öfter in Halle aufgehalten. Jn den
Lebenserinnerungen von Rudolf Delbrück, der in den Jahren
1339—-41 bei der preußiſchen Regierung in Merſeburg als
keferendar angeſtellt war, wird Band I, Seite 103--104 er

zählrt, wie er daſelbſt Vater kennen lernte. Dieſer
war bei der nämlichen Regierung Vorſtand der Abteilung für
Kirchen und Schulweſen. Es wird von ihm geſagt: „Er ge-
hörte zu den Breslauer Freiwilligen von 1813 und hatte ſich
das Eiſerne Kreuz erworben. Mit ſeiner Frau und ſeinen
beiden Knaben brachte er zuweilen den Mittag und Nachmittag
in Halle zu (wo ſich auch Delbrück namentlich Sonntags oft
aufhielt). Der ältere Sohn war ein ſehr geſetzter, artiger
Knabe; der jüngere (Ernſt) war ein bildhübſcher, aber
unglanblich ungezogener Bube, welchen wir in Aner-
kennung ſeiner Stimmleiſtungen das „Schreibalg“ nannten.
Er iſt als Naturforſcher und Vorfechter der Darwinſchen Lehre
ein berühmter Mann geworden. Die ſchleſiſche Regſamkeit des
Vaters und die kleviſche Zähigkeit der Mutter haben ſich in
ihm glücklich verſchmolzen.“

Vei Ansflügen nach Wörlitz in Anhalt wende man
ſich an den Genoſſen Drechſlermeiſter Graul.
erboten, Ausflugter durch den Park zu geleiten. Ferner be
rückſichtige man, daß das Lokal Zum Gambrinus (Jnh.
Herm. Lubitz, Bahnhofſtraße) das einzige iſt, das der Arbeiter-
ſchaft zur Verfügung ſteht.

Ein Waſſerrohrbruch erfolgte heute mittag in der Gr.
Steinſtraße in der Nähe des Sparkaſſengebäudes. Der
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Er hat ſich

en ahn Verkehr konnte durch Umſteigen aufrecht erhckhen
erden.

i total ab i wurde tn dige in 3 Werinant ber ges
aſus, Geiſtſtraße 88. Jubrig war in das Säge ge

raten; er mußte in die Klinik gebracht werden.

Aus den Rachbarkreiſen.
Die Wahl in Torgau-Liebenwerda beauſtandet.

Die Wahlprüfungskommiſſion des Reichstages prüfte geſtern
die Wahl im Wahlreiſe Torgau-Liebenwerda und kam ein
ſtimmig zu obigem Beſchluß. Bemerkenswert ſind folgende
Feſtſtellungen. Aus den Akten wurde konſtatiert, daß in
Falkenberg 857 Stimmzettel für ungiltig erklärt worden
ſind, die je einmal gefaltet in den Kuverts vorgefunden
wurden. Die Kommiſſion erklärte natürlich dieſe Stimmzettel,
ſowie einige andere für giltig.

Jn einigen Wahllokalen ſollen nach den Angaben des vor
liegenden Wahlproteſtes keine Jſolierräume vorhanden geweſen
ſein, ſo in Gorden, Gröden, Prieſchka, Coßdorf,
Zinna; würden die vorzunehmenden Erhebungen dies be
ſtätigen, dann müßte der Wahlakt in dieſen Orten kaſſiert
werden. Jn Gorden war außerdem die Wahlurne, eine
Suppenterrine, ſo klein, daß ſie die Kuverts mit den Stimm
zetteln, die aufeinander geſchichtet wurden, nicht zu faſſen ver
mochte, ſo daß die Schicht dann über das Gefäß hinausreichte
und nur durch den aufgelegten Deckel zuſammengehalten
wurde. Jn Preſte witz diente gar nur ein unver-
ſchloſſener viereckiger Kaſten (Zigarrenkiſte) als Wahlurne,
in den die Wähler ſelbſt die Kuverts hineinlegten, wo' ſie der
Reihe der Abſtimmenden nach auf einander zu liegen kamen,
ſo daß eine Kontroll möglich war, wie jeder gewählt hatte.

eret wurden in einigen Wahllokalen für den
konſervativen Kandidaten verbreitet, ſo in önnewigtz,
Hohenleipiſch, Coßdorf. Jn Prieſchka hat außerdem
der Wahlvorſtand ein Kuvert dem Stimmkaſten entnommen
und es einem in der Wirtsſtube aufhältlichen Wähler zurück
gegeben mit dem Bemerken, der Betreffende ſei nicht wahl-
berechtigt. Alle dieſe Fälle wurden für erheblich befunden.

Dann behauptet der Proteſt, in e habe der Wacht
meiſter (Gendarm) den Wirt beeinflußt, ſeinen Saal weder zu
freiſinnigen noch ſozialdemokratiſchen Verſammlungen zu geben„wenn er vonnewlichreiten vermeiden wolle“, ſolle er das

nicht tun; auch habe der Wachtmeiſter geſagt, daß derWink aiq von ihm ausginge, „ſondern er muth
höherer eiſung folgen. ie Diskuſſion über dieſen
Fall war eine ſehr lebhafte und endete damit, daß allerdings
mit 7 gegen 5 Stimmen beſchloſſen wurde, den Fall für unerheblich zu erklären. Aber im Plenum des Reichstags wird

er nun um ſo lebhafter zur Erörterung kommen, da ein ent
gegengeſetzter Beſchluß des Reichstags aus dem Jahre 1898
bezüglich der Wahl Hänels in Kiel vorliegt.

Das Stimmenreſultat bei der Wahl in Torgau Liebenwerdg
war 1903 folgendes: Prüſchenk v. Lindenhofen frei
konſervativ) erhielt bei der Hauptwahl 7298 Stimmen Raute
(Soz.) 5027; Dr. Bernſtein (freiſ.) 4968; bei der Stichwahl
v. Lindenhofen 10 262; Raute 7368.

Der Proteſt behauptet, ohne die angegebenen Verſtöße würde
der freiſinnige Kandidat in Stichwahl gekommen ſein, deshalb
beantragt er Ungiltigkeitserklärung der Wahl. Die Kommif

anſtanden und Erhebungen über die bezeichneten Fälle anſtellen
zu laſſen.

Zeitz. (E. B.) Jn der Nudelfabrik von Emmerling
ſtürzte am Dienstag ein 15jähriges Mädchen Namens Thomas
durch die Fahrſtuhlöffnung mehrere Meter tief hinab. Sie
wurde ins Krankenhaus geſchafft, woſelbſt innere Verletzungen
des Kopfes feſtgeſtellt wurden. Das Mädchen ſoll am Fahr
ſtuhl beſchäftigt geweſen ſein. Ob das eine geeignete Beſchäf-
tigung für ein 15jähriges Mädchen iſt

Konſum-Verein. Noch einmal machen wir alle Mit
Lieder auf die morgen, nachmittags 2 Uhr im Preußiſchen

of ſtattfindende General Verſammlung aufmerkſam und regen
zum zahlreichen Beſuch derſelben an. Es müßte jedes Mitglied
die Verſammlung beſuchen, da in derſelben doch über das
Wohl und Wehe des Vereins und damit auch über jedes Mit-
alied Entſcheidungen getroffen werden. Der Bau der Bäckerei
und des Zentrallagers muß ja auch das Jntereſſe der Mit-
glieder wachrufen. Dann heißt es auch, die ausgeſprengten
Gerüchte zu vernichten, die ja nur erfunden ſind, um den Ver-
ein zu ſchädigen. Jn Aue hält man konſequent die Anſicht
hoch, daß zu Weihnachten reſp. im November der Verein keine
Dividende (Rückvergütung) zahlen könne, da dieſe Gelder zum
Bauen benötigt ſeien. Das iſt einfach pure Erfindung. Das
Geſchäft und der bei ihm erzielte Reingewinn hat mit dem
Bau nicht das geringſte zu tun, beides iſt ſtreng geteilt. Ueber
alles aber ſoll in der Verſammlung morgen geſprochen
m darum ſoll jedes Mitglied zur Stelle ſein und zwar
pünktlich.
Gaumnitz. (Eig. Ber.) Nä cht licher Weberfall.
Jn der Nacht vom Mittwoch zum Donnerstag wurde nach be
endigter Schicht der Grubenbeamte Paul Kleemann auf
dem Wege von Streckau nach ſeiner elterlichen Wohnung in
Hollſteitz kurz vor derſelben von zwei Männern, welche aus
einem Roggenfelde kamen, plötzlich überſallen, gewürgt und
zu Boden geworfen, wo er längere Zeit beſinnungslos liegen
blieb. Man vermutet einen Racheakt und glaubt, den Tätern
auf der Spur zu ſein.

Gerbſtädt. e Ber.)erbf Geldvermittelungsgeſchäfte, wie ſie gewöhnlich nur in der Großſtadt be
trieben werden, brachten es mit ſich, daß der Kaufmann Jakob
Pil ger, von hier vom Schöffengericht wegen Betrugs zu
100 Mk. Geldſtrafe ev. 10 Tagen Gefängnis verurteilt wurde.
Pilger annoncierte in auswärtigen Zeitungen, daß Geld gegen
Akzepte ausgegeben werde. Jnfolge einer ſolchen Anzeige im
Breslauer Generalanzeiger meldete ſich behufs Erlangung eines
Darlehns von 400 Mk. gegen ein Dreimonatsakzept im Nov.vorigen Jahres ein Zipvil-Jngenieur Herrmann. Segiexer trat
mtt Pilger, der ihm mitgeteilt hatte, er könne mit „bankfähigen
Papieren“, die von jeder „leiſtungsfähigen Firma“ honoriertwürden, dienen, in Verbindung. Herren ſchickte ſein Akzept

über 400 Mk. an Pihger ein, und erhielt vpn dieſem ſodann
eine r für welche er 8.20 Mk. zahlen mußte.
Er hatte nämlich geglaubt, es ſei das Geld in dem Briefe,
während ein Wechſel darin enthalten war. Jener Wechſel über
400 Mk. wurde aber Herrmann nirgends diskontiert, da der
Akzeptant davvn nicht bekannt war. Herrmann ſandte den
Wechſel ſchließlich wieder zurück, verlangte und erhielt fein
Akzept, und erſtattete dann gegen Pilger Anzeige wegen Be-
trugs. Gegen das erſtinſtanzliche Urteil hatte Pilger bei dem
Landgericht Halle Berufung eingelegt, womit er aber keinen
Erfolg halte Die Berufung wurde mit folgender Motivierung

ereigneten wollte bäres Gelb haben woerhielt ſtatt deſſen ein Akzept, das er nach der Angabe des
Angeklagten überall diskontieren könnte, das aber nirgends
diskontiert wurde. Hätte Herrmann dies vorher gewußt, dann
hätte er ſich zur Einlöſung dert achnahmeſendung und Zahlung

n Betrages von 8.20 Mk. nicht verleiten laſſen.

m
beſchloß, wie oben bemerkt, einſtimmig, die Wahl zu be
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Matjesheringe,

Wittenberg. Wie aus dem Jnſerotenteile in heutiger Nr.nerſichtlich, net am Sonnabend ahegt den
prinz in nene eine öffentliche Von Werner
mit dem Thema: Die bſtammung des Menſchenſtatt. Als Referent iſt der Schriftſteüer und Privat Dozent
J der freien Hochſchule u Berlin, Heinrich Baege, gewonnen.

s aufwärtsſtrebende Menſchen haben wir die Pflicht, uns
auch über unſere eigene Natur volle Klarheit zu verſchaffen
um ſo mehr, da die heutigen Volksſchulen und die Kirche nur
a einer W affung“ des Menſchen, weniger aber von ſeiner

ſtammimg lehren. Es iſt alſo Pſticht der Parteigenoſſen
noch in letzter Stunde für zahlreichen eſuch, auch ſeitens des
weiblichen Geſchlechts, zu agipünktlich um Kühe u an beren Vortrag bepinnt

Gräfenhainichen. (Eig. Ber.) Gine Stra ermä ß iung durch Einlegung Per egrrfung erzielten e Lek le-
Hermann Stein und Gottfried an nker vom Nachbars-
dorfe Schmerz. Sie waren wegen eines Mädchens gelegentlich
eines Tanzvergnügens mit dem Kohlenbrenner Steffien in
Streit geraten und hatten letzterem mehrere blutende, aber un

erhebliche Wunden beigebracht. Das hieſige Schöffengericht
hatte beide Angeklagte wegen gemeinſchuftlicher Körperverle ung

an t ie Halleſcheilligte mildernde Urnſtände und verhängte 60bezw. 40 Mk. Geldſtraf gegen die geklagten. hans

9 Magdeburg. Der Kaufmann und Leutnant a. D. Paul
Ackermann wurde von der hieſigen Strafkammer wegen
e Wechſel und Urkundenfälſchungen zu 9 Monaten Ge-
ängnis verurteilt. Er hatte bei einer Maſchinenſabrik- Ueber

nahme zahlreiche Betrügereien verübt, war nach Holland ge
ſo 2 aus et worden.

mmerda. Am Sonnabend fiel der fünfjährige Sohn desFabrikarbeiters Hoppe in die Unſtrut S artig u war
98 Hilfe zur Stelle, und der Kleine konnte auch mit einem

aken an den Kleidern gefaßt werden; infolge des Aus
reißens des Stoffes entgkitt jedoch der Kärper wieder, der
bis heute noch nicht geborgen werden konnte.

r n gegen 3 Uhr wurde auf dem Bahn
n zwiſchen Niedertrebra und Darnſtedt ein Mann als un

W er e m n h ter Deei es in Niede ra beſchäftigten Dienſt-kne T r er gn t r o sersleben. en tarre. ie 20jährige Arbei-t Luiſe Kroll, bisher in er Buckauer Porgz an abrik be
gt, iſt hier im Hauſe ihrer Eltern an Genickſtarre er

u 7 oGroß-Salze. Exploſion. Siebhauſe der Spreng-ſo ded von A. und W. ded en heute früt en
ploſion, durch die der Arbeiter Schmidt ſo ſchwer verletzt

e, daß er kurz darauf geſtorben iſt.

Sokizeiliches und Gerichtliches.
g Der letzte der Löbtauer Verurteilten, der noch im

Zuchthauſe in Waldheim ſchmachtete, Paul Zwahr, iſt am

Mittwoch morgen bedingungsweiſe in die Freiheit entlaſſen
worden.

Gewerkſchaftkliches.
Schweden. Gegen die ſtudentiſchen Streikbrecher

in Stockholm haben die Mitglieder des ſozialdemokratiſchen
Studentenvereins und 12 Delegierte verſchiedener Hochſchulen
Stellung genommen und in den Blättern Proteſt erhoben.

Aus dem Reiche.
Schwerin. Erſchoſſen hat ſich der Oberſtleutnant a. D.

v. Stenglin in einem Anfalle von wermut. Er hatte, wie
wir kürzlich mitteilten, einen Treiber angeſchoſſen, der ſeinen
Jerlehungen erlegen war, und war vom Gericht freigeſprochen

orden.
Köln. Der Froſt hat in den verfloſſenen kalten Nächtenüberaus ſchweren San in den Weinbergen angerichtet. An

einzelnen Stellen am Oberrhein, ſowie an der Moſel fiel das
Thermometer auf 414 Grad über Null. Namentlich haben die
ungen Weinberge einpfindlich gelitten, trotzdem an einzelnen

lätzen von Nachmittags an geräuchert würde.
Liegnitz. Die Strafkammer verurteilte den Lokomotivführer

Kähler wegen fahrläſſiger Herbeiführung des Eiſenbahnunglücks
auf dem Hauptbahnhof Liegnitz es wurden 3 Perſonen ge-
tötet und 30 verletzt zu einem Jahr Gefängnis Der mit-
m te Lokomotivführer Marſchner wurde freigeſprochen.

Neuſtadt a. d. H. Entaleiſt iſt am Donnerstag ein von
Speyer abgegangener Arbeiterzug, wobei ein Wagenwärter ge
tötet, ein Arbeiter ſchwer verwundet und mehrere andere leicht
verletzt wurden.

Saarbrücken. Arbeiterriſiko. Auf der Grube
Luiſental wurden durch ausſtrömende Gaſe ein Bergmann ge
tötet und vier andere ſchwer verletzt.

Straßburg i. E. Auf grauenvölle Weiſe hat in Mülhauſen
i. E. die Witwe des Gültermaklers Rein ihrem Leben ein
Ende gemacht. Sie zündete ihr Haus an, begoß ſich mit Pe-
troleum und iſt in dem brennenden Hauſe verkohlt. Zwei
Kinder, die mit ihr zuſammenwohnten, blieben verſchont.

SFetzte Nachrichten.
Revolution in Rußland.

Warſchau, 26. Mai. Die kleinen Cafés und Hotels auf
der Zielnaſtraße, wo vorgeſtern die Ausſchreitungen gegen die
Zuhälter begonnen haben, wurden bis geſtern mittag gänzlich
verwüſtet. Arbeitermaſſen durchzogen die Straßen und ſtürm-
ten 13 Bordelle; ſie drangen in die Wohnungen der Zu
hälter ein und zerſchlugen die Einrichtungen. Einige Bier
häuſer, wo allerlei Geſindel verkehrt, wurden ebenfalls geplün
dert. Wer Widerſtand leiſtete, wurde verwundet oder getötet;
46 neue Opfer mußten in die Spitäler rot werden. Die
Exzeſſe ſollen dadurch eutſtanden ſein, daß anſtändige, junge

Jüdinnen fortgeeh durch Täuſchung in
lockt wurden.

öffentliche
oſakenpatroullien durchziehen die Stadt.

Petersburg, 25. Mai. Auf einem Dampfer unwelt bon
Weſchnednjeprowska erſchoß ein Millionär Namens
Koſakenoffizier Petroff, von dem er beleidigt und ins
geſchlagen worden war.

Krieg in Oflaſten.
Petersburg, 26. Mai. Ruſſiſche Kriegskorreſpondenten

laſſen durchblicken, daß der Rekognoszierungsritt des Generals
Rennenkampf gegen die japaniſche Linke ſehr empfindlicheVerluſte n ß m Generalſtab erklärt man, Generalch zog.Linjewitſch verfüge et ebenſoviel Truppen wie Oyama.

Briefkaſten der Redaktion.
M. M. Ob Sie ein Recht haben, event. Ueberſchöſſe, ebenſo

die Flaſchenbierpfänder zu deanſpruchen, richtet lediglich
nach Jhrem Kontrakt. Auf keinen Fall dürften Sie aber be
rechtigt ſein, nach Jhrer Entlaſſung noch Geſchäftsſchulden einFuzieſen: Jn der Regel iſt die Sache ſo, daß Sie Jhre Kau
tion nach der Jnventur zurück bekommen, Ueberſchüſſe da
kommen dem Derein zu gute. Die Abrechnung yrte doch nur
z für Sie einen Wert, wenn man Sie mit Manko belaſtet

ätte.
N. 186 H. R. Wenn der Nachlaß der Mutter nach deren

Tode verteilt worden iſt, Jhre Frau alſo Jhren Erbteil be
kommen hat, ſo iſt wegen des Bettes nichts mehr zu ma
Hat aber eine Teilung überhaupt noch nicht ſtattgefunden,
kann jederzeit noch die gerichtliche Nachlaßregulierung vor
genommen werden. Wegen des Bettes allein iſt aber ni
7 r denn mündliche Derſprechungen gelten nach dem

ode nicht.
A. St., Ammendorf. Jawohl, dieſelben werden zum Ein

kommen gerechnet.
E. H. T. Nein, Sie haften nicht für Gerichtskoſten Jhres

20jährigen Sohnes.
K. A. L. Wenn ſich die Witwe eines tödlich Verunglückten

die Hälfte der Marken hat erſtatten laſſen, ſo wird die betr.
Summe, die der Witwe ausbezahlt worden iſt, hernach von der
Unfallrxente in Abzug gebracht. Dasſelbe trifft auch auf event.
erhaltenes Sterbegeld von der Krankenkaſſe zu.

A. K., Se Ohne die Berſicherungs-Polize ein
zuſehen, kann Auskunft in dieſer Sache nicht gegeben werden.

Nr. S. 10. Sie müſſen erſt einen Sühnetermin beantragen.
Gegen die andere Frau können Sie nichts unternehmen. Den
Gegenſtand können Sie zunächſt nicht zurückfordern, ebenſo iſt
gegen den Beamten nichts zu unternehmen. Die Eltern ſindi ſtraffällig. Das Kind kann erſt nach der Scheidung ver-
langt werden, wenn die Frau als ſchuldiger Teil erklärt wor
den iſt. Die Koſten können ſich immerhin auf mindeſtens
200 Mark belaufen. Wenn Sie unbemittelt ſind, können Sie
auf Armenatteſt klagen.

Verantwortlicher Redakteur: E. Däumig in Halle.
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tSehuhvaren ind ſalfo ch ben
87 Leipzigerstrasse 87

Kaufhaus I. Ranges.

Schuhwaren in Zeug, Segeltnch, Kalb-, Chevreauxleder,
schwarze, rote und gelbe Vorrättg.

v T v m d

a Mehrere 100 Paar eleg. Herrenstiefeletten
und Herren-Schnürstieſeln

V weit unter Preis W
dass meine Schuhwaren sich durch grosse Dauerhaftigkeit und gutes Tragen auszzeichnen, beweist der grosse Umsatr.

en- u. Knaben Knzüge, Sommer Knzüge u. Sommer- Jackeits,
Krveiits Knzüge, Krbeits osen.

So lange der Vorrat reioht, verkaufe zu äusserst niedrigen Ausnahmepreisens
zu Mk. 3.30, 3.60, 3.90, 4.20, 4.50, 5.00.

reine von Halle und Vmgegend oder meiner Spar-Rabatt-Marken. i Auf Wunseoh 5 Prorent in bar. W
r

Greppinm-
Empfehle den geehrten Einwohnernvon Srn u. Um mein V

tiges Lager in
Möbeln, Spiegeln u. Polsterwaren,

ch Teilzahlung, ſowie auchSar in Aen Goſen zu billigen
Preiſen.

Aug. Kluge.

Raucher!
Kaufe Deine Zigarrenwo 109, bei

Paul Drietchen,
und Du wirſt zufrieden ſein.

empfiehlt

Otto

Hochfeine fette

Firnis, garant, rein,

Cement, Gips ete,
F- z.

Drogen, Farben,

Gllerversicherung
erſtklaſſig, konlaut, billig.
Anträge für Gebäude, Mobiliar
und Warenlager übernimmt gern

Kleine Klausſtraße 7, 3 Tr.

Neue Matjes-eringe,
a Stück S, 10 und 15 Pfg.,

fd. 15 Pfg. empfiehlt

31 Fleiſcherſtra
Empfehle mein großes aner
kannt gut ſolid gearbeiteter MöbelKarl Brandt ne 42 e bei Fr. Scherner, Streiberſtr. 34.

zergmann, Kiſaglernkr.

araſitenSeffe gegen

o riaä uG. Spiess, Nürnberg. St meuzgeſchiy a 4 t rradbrikantReue Malta-Kartoffeln, Fa De alen à Stück 40 Pf. bei verkauft
C. W. Berndt, Steinweg 29.

Medelfabrit u. Magazin

u

Gr. Stein Ern MWeber, ſtraße 46.) Wil ein Se er, Drogenhaus.
Ernſt Walther Nachf. Drog. Phönix. Sehrlinge ſucht ſofort

Huge Elster, Thoeissen
empfiehlt Rübonsaft Pfd. 14 Pig.

KGuterh. Kinderwagen vk. Seydlitzſtr. p.

Lager ſelbſtgefertigt. Vöttcherwaren

3 gut näh., preisw. zuMähmasehine, verk. Leitergaſſe 1, I.

ut erhalt., bill. z. verkf.fahrrad, Wiebenarerſer, 178, III.

Einfach möbliertes Zimmer zuvermieten arten 22.
Maſchinenſtrickerin und begaote

er, Moritzzwinger 1.

1 Kafttenregal mit 34 Kaſten, 2m lang,

Rick Nochflgr-Fiſchhandiang pfiehlt billigſt
S z zu verkaufenSport gglterſtr. 6, v.

4! Ernst Karras jun.,
3 Seipzigerſtraßßze 4.

Warenſchränke, Fachregale, Laden

lagen em breuner, alles gut erhalten, verkauſt
preiswert

Friedrich Peileke,
Geiſtſtraße 25,

e Ein Kaſtenregal W. Waltegott Nacht. Drogene

HMittelwaeohoe 9/10. 7gegenüber der Glauokaisohen Rirche. z e eatgy e Xx0 Du Vöröin Dölmit; ſ

(E. G. m. b. H.)Spazierstöcke e e ter eecetelcr An I. Jun ennen Vortrége Neu itet. Solsltenen Duett
Stück 10, 13, 15 und 158 u h in vielen Holzgrten, perten Meblkaſten. Mehl eb und Kaffeew Beizen und Ein Lagerhalter.

Perſönliche Vorſtellung
den 31. Mai abends 8 Uhr im Gaſtho

Telephon 2450. Zum Palmbanm in Döllnitz

Wintorstein, Meteritzſtr. 5, II.

Vorwärts.
Lieder.

Preis 30 Pfennig.
Zu beziehen durch die

Volxsbuchhanälung,Harz 42/43. uns
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Walhalla-Theator,
Direktion: Stto Herrmann.

Nur noch kurze Zeit!

Die fliegenden Menschen

The Eugenes
tn ſhren

seonsationellen
Leistungen.

Npolo Theater

Direktion Guetav Foller.
Nur noch wenige Tage:

hartstein
und der brillante

8pexialitäten-Teil.

Kolzbetistenen
von 11.75 an.

Metallbettstellen
von G. S an.

Leopold Nussbaum
G. m. b. H.

Große Ulrichſtraße 60/61.

T e
Brot uhärreh 60 n.

Wer ſich villig kleiden will,

Der hat die ſchönſte Wahl
Jn Halle nur allein
vei Moritz Rosenthal.

Vnerreichtr. Am W Zentralverband der Rauror
erein Weissenfels.
Mai im ReſtaurantStiſtungsfestbeſtehend in S verbunden mit

Anfang des Schießens 2 Uhr. Anfang des Balles 4
Nones Parkott, an

Alle organiſierten Arbeiter ſowie Varteigenoſſ; und find

Radewell.
Arheiter-Radfahrer-Verein „Stern“,

am Sonntag den 28. Mai im „Burgſchlöhchen“
Stiftungsfeste,

beſtehend iProisschiessen, Preiske ein n
erlanben wir un Freunde und enoſſen er laden k.

nd hierdurch nochmals eingeladen.

vwlige Preise
in

Herren u. Knaben

barderobe

fertig und nach Mass.

ritn
17 Leipzigerstrasse 17.

Leopold Mussbaum

m Total- ZRusver auf
ſämtlicher vorhandenen und noch abzunehmenden

erren-v H

Weissenfels.

Knabengarderoben, Hüte n. Mützen
wegen Räumung meines mir am 1. April gekündigten,

ſeit acht Jahren innegehabten Geſchäftslokales.
Der TotalAusverkauf iſt im vollſten Gange. Es iſt dringend

M zn empfehlen, jetzt feine Einkäufe zu machen, da
yretzt noch am größten iſt. Beachten Sie die Ausverkauf

Preiſe in n meinen Shaufenfſtern.

Venatfzstunden: ochenſage vorm. 7-1 uachn. 278 r.
Sonnags Vlkrend der übüichen Veriaufszeit.

Total- Ausverkauf.Feine
v 227 Eoko wikoleiotr- „Volssentols.

da die Auswahl

4

DVBeteiligung.

Kaiser-Automat
Grosse Ulrichstrasse 57, n Feuen Theater sehräig gegeslber

W Ken eröffnet! W
Hochelegante Ausstattung.

Reickhaltige Auswahl nur bester Speisen und Hetränke.

Versammlung.
e
re entgegen h v See
Remers Restaurant

Rarthagtr.
Assſhant von t Preyberg-Brän.

Warme und kalte en
zu jeder ge

Es ladet zu regem Beſuche ein
vie O.

Xeuer Z Zür gLiebenaue ren
Eonntag de V.Geſangs Abend

d. Globiohensteiner Arbeiter-
Liedertatel.

Gleichzeitig bringe meinen ſSnenr lende Erinner
Achtungsvoll W. WUadors

Nietlehen.

Gasthof zur Sonne.
6 v den pertep Sznoſtn

ewerkſchaften un erein
Ausflügen meine Lokalitäten in
empfehlende Erinnerung.

Vochachtungs o

S Freie Radler, Je

Conntag den 28. Mai

Bezirks-Fest,
Abfahrt Nachmitt 2 vDeutſchen m

Erſuche die Mitglieder um e
Der Vorſta

Gaummitz.
Sonntag den 28. Mai

r LBALL Wdes Rauchklubs BRdelweiss.
Mit Speiſen und gerärt wartet

beſtens auf R. Rliedtner.

R Auo- Zeit.Deutscher Kaiser

r r v8 ter e vnta akl. S e len ut.
Sonntag den 4. Juni:Preisverteilung.

Es ladet ergeben ein
wert Werther

basthof Luckenau,

e den 28. Mai
des Arbeiter Radfahrer Vereins
Trebnitz, wobei mit Speiſen undGetränken beſtens aufwartet

T Herzog

u Wini. den
r

hierzu freundlichſt eingeladen.

Hohenſaslsen.

entralhalle“

reisſch ießzen.

W

Bundesvereine

r

Blumenverlosun m und Ball
e enden

Vorſtand.

Bitte Mama, Konsumverein für Grosstreben u. Umg. Reparatur

C. V. „hui- el Naumburg
d ima eAbmarſch: Punkt 6 Uhr

iwmelfahrt: hrSir Abf. 5.20, Hauptbahnd.

Den Beſuchern von Wörlitz
empfehle meine freundlichen

estaurations- und
Garten CLokalitäten.

Herm. Lubitz, er„„Zum Gamvbrieue“ v

II GDohbr.WMühel?
Stets große

Gologenheitskäufo
Wohnun s-Linricktunge
vom einfachſten bis elegante

beſonders empfehle Büewürze deinen Braten u. diſche nurmit eingetr. Gen, m. vesckr., Kaftp ſche, Verti prtew rHagemüner 4 St 1 Phr J Werkstatt. a is Gange WirT. ter erinmeinng. Sräyerſe, u neu 27 h en wen e A. bisu i ewurn Tagesordnung rſtattung des Geſchäftsberichts über das Wainemn, Se Fri c Da Faket s an 10 Ig. z ne See Geſchäftsjahres. 2. Bericht e r e T ellexe,
an eu Clr ufſichtsrat. Küihelm Lehmann, Vorſ. W Feilzahkung geſta muß a i

S W n e De e h I n b Seä h h e e
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Beilage zum Volksblatt.
Halle a. S., Sonnabend den 27. Mai 1905. 16. Ja

Fer fünfte Kongreß der Gewerkbſchaften

Deutſchlands.

Köln a. Rh., 24. Mai.
Dritter Verhandlungstag.

Vormittagsſitzung.
Verhandelt wird über

Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften.
Referent Reichstagsabg. A. v. Elm: Gegenüber keiner Be-wem ſind e ſo ſchwere Fehler begangen worden,

wie gegen die Genoſſenſchaftsbewegung. Es galt anfangsadezu als Prinzipienverrat, für ſie einzutreten. Laſſalle
zwar nur vor den übertriebenen Hoffnungen Schulze-

a gewarnt niemals daß die Arbeiter7 aust Nutzen von den Konſumvereinen hätten.
Aber ſeine Worte wurden ſo ausgelegt. Das blieb ſo vis
Hamover, wo die Genoſſenſchaftsbewegung endlich Anerken-
u and. Man hatte ſie zunächſt ganz den Bürgerlichen
überlaſſen. Da gedieh ſie nicht. Die Konſumvereine Deutſch-
lands hatten im Jahre 1873 erſt 87 500 Mitglieder. Von
r herrſcht völlige Stagnation. Jn dieſen 13 Jahren

vchſen die Konſumvereine nur auf 144 000 Mitglieder. Erſt
ch 1 beginnen die Arbeiter ſich allmählich für die Kon

ſunvereine zu intereſſieren. Zunächſt freilich nur vom rein
tandpunkt aus, ſo daß in der erſten Periode die

iwidende die a ſpielt. Die jahrzehntelange Ver-
läſſigung der Bewegung durch die Gewerkſchaften und

e Partei rächte ſich bitter. Die Dividendenjägerei zeitigtedie ſchlimmſten Früchte, und die Jntereſſen der Angeſtellten
wurden mit Füßen getreten. Statt belehrend zu wirken, tadelte
die Arbeiterſchaft e Auswüchſe und machte Stimmung
egen die Konſumvereine. Ein Teil unſerer Preſſe handelter nach dieſer Methode. Wer höheren Hi in der

enſchaftsbewegung nachſtrebt als der Dividende, gilt
i a nicht gen prinzipienrein. ls der Konſumverein

e durch die elende Dividendenjägerei und den
Loichtſinn und r ſeiner Verwaltung zu Grunde
Pre wurde von einem Teil unſerer Preſſe wieder gegen die

onſumvereine mobil hen t Statt deſſen ſollte man den
indifferenten Arbeitern ſagen, daß ſie von den Konſumvereinen
ni poſe Dividenden erwarten, ſondern ſie zu einem Mittel
machen ſollen, womit ſie ihre Poſition im Kampfe gegen den
Kapitalismus ernſtl ſtärken können. Jetzt haben die Kon-
ſumvereine ca. 1 Million Mitglieder und einen Umſatz von

Millionen Mark. Noch aber fehlt es an der Erkenntnis,
daß die Organiſation des en ein Machtmittel r das
Proletartat nicht bloß als Konſument ſondern auch als Pro
duzent darſtellt. Wenn die Arbeiter wollten, dann könnten ſie
die Produkte ehe die in Zuchthäuſern, Strafanſtalten,
in der Heiminduſtrie en zu erbärmlichen Preiſen zu
gaben ſind. Aber es fehlt noch an dieſem einheitlichen Willen.

n 4 ſchaffen iſt Aufgabe der genoſſenſchaftlichen Erziehung.
e Dividendenſeuche verhindert vor allem die Arbeiter daran,

dort gerecht zu handeln, wo ſie ſelber als Arbeitgeber in
rage kommen, den eigenen Arbeitern und Angeſtellten gegen
ber. Eine Statiſtik über die Lohn- und Arbeitsverhältniſſe

der e der Konſumvereine beſteht nicht. Redner hat
ebungen bei 50 Vereinen angeſtellt, die 1500 männ-

t und 1600 weibliche Angeſtellte beſchäftigen. 35 von ihnenlen die vollen Beiträge für die Kranken-, Alters- und
nvalidenverſicherung. ur 4 haben des für kurze
eit die Läden auf, 47 Vereine haben den A tuhrladenſchluß
r 5 Wochentage durchgeführt. Eine Statiſtik des

alterverbandes ergibt, daß 60 Proz. der Betriebe den Acht-
uhrladenſchluß eingeführt, daß 50 Proz. der Genoſſenſchafts-
angeſtellten von der Sonntagsarbeit befreit ſind und 60 Proz.
eine Woche Ferien unter voller Fortzahlung des Lohnes haben.
Die Löhne ſind durchweg höher, als die in der Privatinduſtrie.
Ausnahmen kommen nur in ſolchen Orten vor, wo auch die
ha tich e Bewegung zurückgeblieben iſt. Jn zwei Ver-
einen beſteht z. B. der Mißſtand, daß die Lagerhalter 2 reſp.
3 Froz, vom Umſatz erhalten und dafür die Verkäuferinnen
ſelbſt bezahlen müſſen. Im allgemeinen gilt die Regel: die
eringſten Löhne werden dort bezahlt, wo die Mitglieder dieß e Dividende erhalten. hört!) Ein Verein gibt

15 Proz. Dividende und zahlt r zwei Lagerhaltern 56 M.
66 monatlich. (Hört!) Ein anderer Verein bezahlt 15Prozent und gibt dem Lagerhalter 15 Mk. wöchentlich bei
einer Arbeitszeit von 6--9 i im Sommer und von 7—9 Uhr
im Winter. (Hört, hört!) o die Arbeiter als Arbeitgeber
auftreten, ſollten ſie ihren Arbeitgebern ein beſſeres Beiſpiel
eben. é richtig!) Redner beſpricht dann den auf demleben enoſſenſchafts tag eſcheiterten Verſuch, mit dem Ver-

band der Handels und Transportarbeiter einen Tarifvertrag
abzuſchließen. Bei gutem Willen wird ſich ein ſolcher Tarif
doch ermöglichen laſſen. Allerdings werden die Handels und
Transportarbeiter einen Pflock zurückſtecken müſſen.

und erklärt,

So iſt im
Tarif mit den Bäckern eine Woche Ferien vereinbart worden,
die Transportarbeiter aber beanſpruchen 14 Tage uſw. Es
kann nicht im Jntereſſe der Gewerkſchaftsbewegung liegen,
einen zu großen Abſtand zwiſchen den Lohn- und Arbeits
verhältniſſen der Arbeiter in den Konſumvereinen und denen
der übrigen r zu ſchaffen. Redner hofft, daß es
in Stuttgart zu einer Verſtändigung kommen wird. Eine Vor-
beſprechung hier wird den Boden ebnen. Für die Bäcker hatz der Tarifvertrag mit den Konſumvereinen als von größter

Von den refegrrn iſt zu les
langen, daß ſie, die an das Solidaritätsgefühl der organiſierlen ehederhdrt appellieren, ihrerſeits auch den Tarif durch
führen. In den Konſum-Bäckereien mit kontinuierlichen Be
triebe iſt die 8ſtündige Arbeitszeit durchgeführt.

Redner verweiſt weiter auf die Bedeutung, die die Schaffung
enoſſenſchaftlicher konkurgenzfähtger Großbetriebe durch die
onſumvereine für die Gewerfkſchaften haben kann. Jn der
i mvereine ſind, ſelbſt wenn man die

angeſchloſſenen Vereine mitrechnet,

Bedeutung erwieſen.

nicht dem Zentralverband enſicherlich nicht über 2000 Arbeiter beſchäftigt. Das iſt gegen
über den 43 000 Arbeitern, die in England in der Eigen-
produktion der Konſumvereine beſchäftigt ſind, erſt ein ganz
kl idener Anfang Die Errichtung einer genoſſenn Aken iſt im Jntereſſe der privaten

nduſtrie noch von der Regierung verhindert worden. Die
eutſchen Kleinhändler, angeführt von einem Prefeſſor, einer

anrühmlichen Ausnahme in ſeinem Stande, käm fen mit den
ſchlechteſten Waffen gegen die Konſumvbereine. De Jegiernng
hindert hier und dort die Beamten, Staats und Gonpeinde
arbeiter ſich dem Konſumverein anzu chließen. Mag auch drühere Le von Berlepſch dieſes e

eges zur Selbſthilfe als im höchſten Grade gefährlich n
brandmarkt haben, uns kann nur helfen, wenn die organiſierten

i der Ge-Arbeiter ihre Pflicht erkennen im Kampfe zwiſchen der er
noſſenſchaft und der Produktionsanarchie an e Bündnis

tellen. Hier ſoll nichte zie Alte liſchen Gewerkſchaften“ und rn
alen Keieſannereinen ein Bündnis e T n
wie Dr. Hans Erüger ſchreibt, es ſollen ü erhaupt keine Ver
abredungen getroffen werden, aber im Geiſte können Gewerk-
ſchaften Poch oft zuſammenwirken. Die Gewerkſchaften können

dahin wirken, daß alle Differenzen mit Genoſſenſchaften von
ihren Mitgliedern vor Schiedsgerichte gebracht werden; die
Gewerkſchaften können und müſſen die Dividendenſeuche in
den Konſumvereinen mit aller Entſchiedenheit im Jntereſſe dergeſamten Arbeiterbewegung vekämpfen, Die Anerkennung der
Genoſſenſchaften als dritte gleichberechtigte Daß neben Partei
und Gewerkſchaft wird ein Markſtein in der Geſchichte, der
aufſteigenden Arbeiterbewegung ſein. (Lebh. Beifall.

tie vom Referenten vorgeſchlagene Reſolution lautet:
„Der Gewertſchaftskongreß erblickt in der Organiſation des

Konſums durch die Genoſſenſchaften ein Mittel zur r
der Lebenshaltung und der genoſſenſchaftlichen Erziehung
des Volks und hält es deshalb im Jntereſſe des Prole-
tariats für geboten, daß die gewerkſchaftlich organiſierten
Arbeiter und Arbeiterinnen durch ihren Beitriit zu den Kon-
ſum- Vereinen und Propagierung der genoſſenſchaftlichen
Jdeen, die Genoſſenſchaftsbewegung in Deutſchland aufs
tatkräftigſte unterſtützen. Der Kongreß verpflichtet namentlich
die Gewerkſchaftsmitglieder in den Konſumvereinen, das Be-
ſtreben zu fördern, auf Grundlage des organiſierten Kon-
ums zur eignen Produktion der Bedarfsartikel der großen
Maſſe der Konſumenten zu ſchreiten.

Die Eigenproduktion der Konſumvereine und ihrer Groß-
Einkaufs Geſellſchaft kann in Deutſchland weſentlich dazu
dienen, für die gewerkſchaftlichen Beſtrebungen vieler Be-
rufe einen Stützpunkt und einen Rückenhalt zu bieten dadurch,
daß genoſſenſchaftliche Großbetriebe mit muſterhaften ſani-
tären Einrichtungen geſchaffen werden.

Hierzu hält der Kongreß die Genoſſenſchaften aus eigenem
Intereſſe für verpflichtet, da durch die Tätigkeit der Gewerk-ſchaften die Konſumtraft des Volkes erhöht und in weiterer

Folge die Konſumvereinsbewegung geſtärkt wird.
Zunächſt erachtet der Kongreß im Intereſſe ſowohl der

Gewerkſchaften als der Geyoſſenſchaften, daß ein freund-
ſchaftliches Gegenſeitigkeits-Verhältnis zwiſchen beiden Be
wegungen Platz greift und tiefgehende Differenzen ſowieunſreundliche Auseinanderſetzungen vermieden werdeu. Der

Kongreß hält es deshalb im Jntereſſe der Genoſſenſchaften
für geboten:

1. daß dieſelben die gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweiſe in
erſter Linie berückſichtigen;

2. gewerkſchaftliche Tarife und Forderungen allgemeinen
Charakters, welche nicht nur an die Genoſſenſchaften gerich
tet ſind, und für welche die betr. Gewerkſchaft die Garantie
übernimmt, dieſelben auch für einen größeren Teil der in
andern als genoſſenſchaftlichen Betrieben arbeitenden Berufs
angehörigen in kürzeſter Friſt durchzuſetzen, ohne weiteres
anzuerkennen;

3. bei ihren Einkäufen grundſätzlich die in Zuchthäuſern,
Strafanſtalten und zu Hungerlöhnen hergeſtellten rn
auszuſchalten, und Firmen, die ihre Waren ganz oder teilweiſe in der Hausinduſtrie herſtellen laſſen, möglichſt von
der Lieferung auszuſchließen. Produktiv-Genoſſenſchaften
ind von den Konſumvereinen zu unterſtützen, ſofern die-
elben zur Weahrung gewerkſchaftlicher Jntereſſen im Einver-
tändnis mit dem Zentralverband des Berufes gegründet
wurden und ſie ſich verpflichten, ihre etwaigen Ueberſchüſſe
im allgemeinen gewerkſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen
Intereſſe zu verwenden;

4. bei denjenigen Berufen, in welchen tarifliche Abmach-
ungen zwiſchen den organiſierten Arbeitern und den Fabri-
kanten bezw. Prinzipalen beſtehen, nur ſolchen Firmen Auf
träge auf Lieferung von Waren und Ausführung von Ar
beiten zu geben, welche die Tarife anerkannt haben, ſowie
bei Vergebung von Arbeitern an Privatunternehmer reſp.
bei Bewirtſchaftung v Betriebe durch Privat
unternehmer kontraktlich feſtzulegen, daß die gewerkſchaft
lichen Lohn und Arbeitsbedingungen von dieſen eingehalten
werden müſſen;

5. bei von den Zentralverbänden und örtlichen Gewerk-
ſchaftskartellen h von dem Gewerkſ aftsausſchuß als be-
rechtigt anerkannten Boykotts die boyhkottierten Firmen bei
ihrem h r nicht mehr i n nDie gewerkſchaftlichen Organiſationen verpflichten ſich dem
egenüber, in Fällen von Bohykotts r die weiteſtgehende

Auftlärung des konſumierenden Publikums zu ſorgen.
Zur Schlichtung von etwaigen Differenzen zwiſchen Ge

werkſchaften und Genoſſenſchaften ſoll, ſofern es ſich um rein
örtliche Fragen handelt, ein von der örtlichen Gewerkſchafts
kommiſſion und der betr. Genoſſenſchaft aus gleichen Teilen
zuſammengeſetztes Schiedsgericht unter Vorſitz eines unpar-
teiiſchen Vorſitzenden gebildet werden; ſofern es um
Differenzen zwiſchen einem Zentralverband und der Geſamt-
heit der Genoſſenſchaften handelt, ſoll die Bildung dieſes
Schiedsgerichts dem w. reſp. der Gene-ralkommiſſion und dem Vorſtand des Zentralverbandes der
Konfumvereine obliegen. Der Entſcheid dieſes Schieds-
erichts ſoll für beide Teile maßgebend ſein, und alle Preß-
rörterungen über die Angelegenheit vor Fällung des

Schiedsſpruchs vermieden werden.
Im Intereſſe der genoſſenſchaftlichen Entwicklung und zur

Wahrung der berechtigten Intereſſen der Angeſtellten der
Konſumvereine verurteilt der Kongreß entſchieden das Be
ſtreben, die Konſumvereine lediglich als DividendenInſtitu
tionen der Mitglieder zu betrachten.

Der Kongreß hält die Genoſſenſchaften für verpflichtet,
jährlich Rücklagen zur Einführung eigens örtlicher Produlk-
tion und zur Förderung einer allgemeinen genoſſenſchaft-
lichen Produktion für das Reich zu machen, und erwartet
von den Gewertſchaftsmitgliedern, daß ſie in dieſem Sinne
in den Genoſſenſchaften wirken.“
Allmann Hamburg (Bäcker) beantragt im Jntereſſe der

Genoſſenſchafts-Bäckereien, die oft nach verlorenen Streiks ge-
ründet würden, die Anforderungen an ſie in Abſatz 3 der
eſolution ſo zu mildern: „Produktiv-Genoſſenſchaften ſind

von den Konſumvereinen zu unterſtützen, ſofern dieſelben ihre
Aufgabe in der Wahrung gewerkſchaftlicher Intereſſen erblicken.
Mit Rückſicht auf die kleineren ſchwachen Gewerkſchaften ſchlägt
der Redner folgende Faſſung für den Anfang des Abſatzes 4
vor: „bei denjenigen Berufen, in welchen tarifliche Abmachum-
gen zwiſchen den organiſierten Arbeitern und Fabrikanten
(den geſtrichen) beſtehen, nur ſolchen Firmen Aufträge auf
Lieferungen von Waren und Ausführung von Waren zu
geben, welche die Gewerkſchaften (hinzugefügt), ihre Tarife
und Forderungen anerkennen.“

SchultzkiBerlin (Transportarbeiter) bittet mit Rückſicht auf
den unſoziglen Geiſt in vielen Genoſſenſchaften, auf das Miß-
trauen vieler Genoſſenſchaften gegen die Gewerkſchaften, die

r W n der Genoſſenſchaftenchärfer zu faſſen, und zwar ſo:ihre dieſelben ihre Arbeitskräſte durch die gewerkſchaft-

lichen Arbeitsnachweiſe zu beziehen haben;
2. die gewerkſchaftlichen Tarife und Forderungen allgemei

nen Charakters rim drittletzten Abſatz: Zur Schlich. ung von etwaigen Diffe
renzen zwiſchen Gewerkſchaften und Benoſſenſchaften ſoll, ſo-
fern es ſich um rein örtliche Angelege heiten handelt, ein von
den örtlichen Mitgliedſchaften der in Frage kommenden Gewerk-
ſchaften und den betreffenden Genoſſ nſchaften aus gleichen
Teilen zuſammengeſetztes Schiedsgerich unter Vorſitz einesUnparteiiſchen Leblwvet werden: ſofern 23 ſich um Differenzen
Mirpuvsee e

zwiſchen einem Zentralverband und der den eit der Ge
noſſenſchaften handelt, ſoll die Bildung dieſes Schiedsgerichts
in gleicher Weiſe dem Zentralvorſtand dieſes Verbandes und
dem m des Zentralverbandes der Konſumvereine ob
liegen. Der Entſcheid dieſes n oll für beide
Teile maßgebend ſein und alle Preß-Erörterungen über die
legenheit vor Fällung des Schiedsſpruchs ſollen vermieden
werden.“
Heinrich Kaufmann- Hamburg (vom Zentralverband deut
ſcher Konſumvereine; Gaſt): Schon der Altvater der geno 7
ſchaftlichen Bewegung, SchulzeDelitzſch, hat geſagt: Die Ge
noſſenſchaſt iſt der Wie it Jhnen, die den 10. Teil des
geſamten deutſchen Volkes vertreten, wollten wir ſchon ohne-
dies in Frieden leben, wenn nicht noch obendrein unter den
500 000 deutſchen Konſumvereinlern 360 000 gewerbliche Ar-
beiter, meiſt Gewerkſchaftler wären. Je mehr die Gewerkſchaf-
ten und die Genoſſenſchaften dieſelben Mitglieder haben, deſto
leichter wird ſich das erwünſchte friedliche Verſtändnis und
ein freundliches Hand-in-Hand- Arbeiten herzuſtellen ſein. (Bei
fall.) Redner bittet, die Regelung des n Verhältniſſes von Produttiogenoſſenſchaſten und Konſumgenoſſen-

ſchaften aus der Reſolution v. Elm überhaupt herauszulaſſen
und bekämpft die Zuſatzanträge Altmann und Schultzki.
Auch Simon-Nürnberg (Schuhmacher) ſtellt ſich auf den
Standpunkt der unveränderten Reſolution Elm. Er führt
Klage über den Bezug von Schuhwaren durch die e
vereine aus Fabriken, die ihren Arbeitern das Koalitionsrecht
rauben oder in Zuchthäuſern arbeiten laſſen; ſelbſt die An
nonce einer ſolchen Fabrik ſei in der Konſumgenoſſenſchaft
lichen Rundſchau nicht unterdrückt worden.

Töpfer- Hamburg (Bauarbeiter) beſchwert ſich darüber, d
die Konſumvereine bei Errichtung von Bauten in den Sub-
miſſions-Bedingungen keine Rüchſicht auf die Arbeiter nehmen.
Der Redner beſchäftigt ſich dann mit einer Notiz der Leipziger Volkszeitung, die vom Geſchäftsführer Sohne des

Konſumvereins n P herrühren ſoll. ihr ſeiwahrheitswidrig behauptet, daß die Bauhilfsarbeiter nur des
halb höhere Forderungen geſtellt hätten, weil es ſich um einen
Bau des Konſumvereins gehandelt habe. Die von Elm in
den Sozialiſtiſchen Monatsheften vertretene Anſicht, daß dies
nicht geſchehen dürfe, ſei ja ganz K. Aber wenn
von leitender Stelle des größten in ſo unver
antwortlicher Weiſe gegen die Gewerkſchaften intrigiert werde,
Püſlen die Arbeiter aufs entſchiedenſte dagegen Proteſt ein-
egen.

Stühmer-Berlin C
lution v. Elm, auch den Pa
ſchaften gegen Kaufmann.

Girbig-Berlin (Glasarbeiter) führt bittere Klage darühex
daß die Konſumvereine noch immer bei der Aktiengeſellſ
ſt Induſtrie vorm. Friedrich Siemens in Dresden
kauften.

Pötzſch- Leipzig (Lagerhalter) bringt Beſchwerden ſeiner Be
rufsgenoſſen vor: Lange Arbeitszeit, geringe Löhne, Nicht

des 1. Mai und vor allem unzureichende Manko-
gelder.

Voelk- Hamburg (Konditor) beklagt die Preisdrückereien der
Konſumvereine, die dazu führe, ſchlechte Waren in Fabriken
zu kaufen, die ihre Arbeiter bedrückten.

r (Kaufmann): Nach der ergg enheit haben wir keine Garantie dafür, daß die Genoſſen 53 en
den uns hier angebotenen Gegenſeitigkeitsvertrag innehalten
werden. Eine Konſumgenoſſenſchaft hat unſeren Verſuch, die
kaufmänniſchen Angeſtellten zu organiſteren, mit einem Briefe
beantwortet: „Wir verbitten uns die Erregung von Unzufrie-
denheit unter unſeren Angeſtellten.“ (Große Heiterkeit) Jn
Sachſen, wo bekanntlich die röteſten Sozialdemokraten wachſen,
(Heiterkeit), ſtürzte erſt n der Geſchäftsführer eines Kon-
ſumvereins auf unſern Bevollmächtigten los, und als er in
ihm einen alten guten Genoſſen erkannte, da erklärte er ihm
wenigſtens: „Ach, Du biſt es. Aber wenn's einer aus Ham-
burg geweſen wäre, der wäre ſofort herausgeſchmiſſen wor-
den.“ (Große gritrrei Je dem Konſumverein, dem der
größte Theoretiker der Genoſſenſchafts-Bewegung, Pöus (Rufe:
Ei, eil) vorſteht, wurde einer Verkäuferin 30 Mk. Anfangs-
gehalt monatlich gezahlt. Nach langem u und Zeitungs
polemiken ſetzten wir eine Erhöhung auf 5 Mark wöchentlich
durch. reren wpe eiterkeit) v. Elm ſagte, die Verkäufe-
rinnen ſtiegen im Gehalt bis fu 100 Mk. Jch möchte wiſſen,
wo. (Vielfache Zurufe: Berlinl) Ja, es gibt ne

verteidigt durchweg die o
ſus über die Produktivgenoſſen-

auf dem das ſteht. (Große Heiterkeit und Widerſpruch!)
ſenne keine Verkäuferin, die 100 Mk. monatlich bekommt, aber
ich möchte ſie kennen lernen. (Erneute Heiterkeit.) Die Kauf-
leute werden ihr gewerkſchaftliches Kampfmittel, die Entztehung von Kunden und Perſonal, auch gegen die Genoſſen
ſchaften anwenden. Daß ſie das Recht dazu wohl haben, hat
auch ein diesmal im Ernſt geſprochen großer Theore-
v der Genoſſenſchafts-BVewegung, Eduard Bernſtein, an-
erkannt.

Lorenz Hamburg (Gaſt; von der Großeinkaufs- Geſellſchaft
deutſcher Konſumvereine) ſpricht ſeine Freude über das uner-
wartet große Intereſſe der Gewerkſchaftler an den Genoſſen
ſchaften aus. Die Vorwürfe gegen die Konſumvereine ſeien
vielfach nicht unberechtigt (Hört, hört!), aber rührten teilweiſe
auch aus Unkenntnis der Verhältniſſe her. Schon zu einer
Zeit, als die Genoſſenſchaft noch als Prinzipienverrat und
Dummheit galt, haben wir auf eine Beſſerung der Lage der
Arbeiter in den Konſumvereinen hingewirkt. Aber man darf
auch nicht zu viel verlangen. Ein Bonykott von Fabrikanten
durch die Konſumvereine iſt bei ihrer ſchwachen Kaufkraft oft
unwirkſam.

Ein Schluß Antrag findet Annahme. Der Vorſitzende
Legien teilt mit, daß Sachſe zu den Beratungen der
Berggeſetz-Novelle im t nach Berlin hat abreiſen
müſſen. Als Gäſte wohnen der Verhandlung Gewerbe-Jn-
ſpektor Back und Gewerbe- Aſſeſſor Dr. Brandes bei.

Mittagspauſe.
Nachmittagsſitzung

erhält das Schlußwort der Referent
Reichstagsabgeordneter v. Elm. Er bittet ſämtliche u

anträge abzulehnen. Zur Begründung führt er aus: Schul
ſelbſt hat geſagt, er wolle nicht verlangen, alle Angeſtellten aus
ihren Reihen zu nehmen. Aber er mutet dem Kongreß zu,
beſchließen, daß die Genoſſenſchaften nur durch den Arbeits
nachweis der betreffenden Organiſationen Arbeitskräfte
ziehen dürfen.

Jn der

Damit wäre jede Möglichkeit der Anſtellung
Gemaßregelter ausgeſchloſſen. (Sehr wahr!) Auch beſteht
nicht in allen Gewerben ein gut funktionierender Arbeitsna
weis. Wenn in einzelnen Berufen ein ſolcher beſteht, kann der
Tarifvertrag den Zwang zu ſeiner Benutzung konſtituieren.
e iſt auch die Forderung nach Anerkennung nicht
nur der Tarife ſondern auch aller Gewerkſchaftsforderungen
durch die Genoſſenſchaften. Jhr ſagt, wir ſeien gleich den
Kapitaliſten, die fragen, wavum die Arpeiter 4 zuerſt an
ſie Forderungen ſtellen. Aber die Genoſſenſchaften za
ſchon jetzt urd weit mehr als die Privatbekriebe
(Sehr wahr!) Man kann nicht gegen ſie den Arbeitern einen
Freibrief für alle Forderungen (Zurufe: Forderungengeben.
allgemeinen Charakters!) Das ſt unbeſtimmter Beiſt ein h

a

e

be



griff Wollen die Gew in den Genoſſenſchaften mehr
urchſetzen, als ſie in den etrieb könneno kann das nur auf dem Wege einer ws eund
Saltligen Charakters werden, aber Hilfeeines Befehls vom Gewe chaftskongreß.

Für die Unterſtüßung von Produktiv-Genoſſenſchaften ſind
die Voraugsſetzungen, die ich verlange, unbedingt notwendig.Produktiv0 noſſenſchaften werden meiſt ohne eine Ahnung von
den wirtſchaftlichen Bedingungen und tatſächlichen m T.
gegründet. Da muß wenigſtens eine Jnſtanz über die Be
rechtigung der Gründung urteilen, der Vorſtand des Zentral-
verbandes. Es muß ferner unbedingt verlangt werden, daß
die Produktipgenoſſenſchaften ihre Ueberſchüſſe im gewertkſchaft
lichen oder genoſſenſchaftlichen Jntereſſe verwenden. Sonſt dient
die Macht der e Arbeiterſchaft den Privatintereſſen einer
kapitaliſtiſchen Aktiengeſellſchaſt. Noch weiter als dieſer An
trag gehen die Forderungen Allmanns. Danach ſollen die
Konſumvereine nur Waren von Unternehmern beziehen, die
ebenfalls alle Forderungen natürlich allgemeinen Charaktersder Gewertſchaften erfüllen. Es iſt wahrlich leichter zu
fordern, als einen Konſumverein zu leiten. Die Leute die
das fordern, w ja auch einmal einen Konſumverein geleitet,
aber natürlich nicht mit a (Heiterkeit und Unruhe.)

E
Wollten die Konſumvereine ſich ſolchen Forderungen fügen,
ſo könnten ſie ſich auflöſen. s iſt hier eine Beſchwerde der
Konditoren vorgebracht worden. Jawohl, man hat ſie ſchon
her einmal einem Geſchäftsführer mitgeteilt; aber ſich weder

im Vorſtand, noch bei der s r noch beidem Aufſichtsrat beſchwert es handelt ſich um den Konſum-
verein in Magdeburg. Und warum brachte man die Beſchwerde
nicht in der Generalverſammlung vor Weil vom Vorſtand
des Konditorenverbandes niemand dem Konſumverein ange-
hörte. (Heiterkeit und Hört, hört!) Töpfer brachte Beſchwer-
den gegen die Hamburger Produktion vor; er hätte bei der
Deutlichkeit ſeiner Andeutungen den Namen ruhig nennen
können. Die Produktion macht allen Unternehmern, an die ſie
Arbeiten, insbeſondere Bauten, vergibt, zur Bedingung, daß
ie die gewerkſchaftlichen Lohn- und Arbeitsbedingungen inne-

ten. Aber die Gewerkſchaften verlangten noch mehr. Es
C alles an Ort fertig eſtellt werden. Das koſtete bei einer

auausführung 10 000 Mark mehr als anderswo. (Zuruf
An dem anderen Ort waren die Arbeitslöhne ſo viel niedriger.)
Jeder andere Arbeitgeber hätte die Arbeiter mit ſolchen Forde-
rungen ausgelacht. (Unruhe.) Dann ſollte bei dem Bau dieVerwendung von Maſchinen verboten werden. Die Gewerk-

ſtellen doch oft recht unvernünftige Forderungen. Gr.
inruhe, die lange Zeit andauert. Vielſeitige Rufe: Zurück-

neſmenh
orſ. Legieu (unterbrechend) Wir wiſſen ja, daß eine

ſolche Redewendung ſehr deplaziert iſt. Aber regt Euch doch
nicht künſtlich auf, ſolche Schnitzer kommen überall vor.

eferent v. Elm (unter beſtändiger Unruhe a
Es ſind hier Namen von Perſonen und Vereinen in Verbin-
dung mit ſchweren Vorwürfen genannt worden. Man hat
auf Péus mit Fingern hingezeigt. Jn Deſſau wird unter faſt
2 Verkäuferinnen ein Lehrmädchen beſchäftigt, das im erſtenQuartal 5 Mark pro Woche, im zweiten 8 Mark, im dritten
Quartal 9 Mart, im vierten Quartal 11 Mark erhält. Des-
u ich betone deshalb iſt Peus noch kein ſchlechter

erl.
Wo aber Ausnahmen von der Regel beſtehen, da iſt es ſo

dargeſtellt worden, als ob in der Regel die Konſumvereine
ſchlechte Gehälter zahlen. Jn der Regel werden aber die Ar-
beiter in den Konſumvereinen weit beſſer bezahlt als in den
Pera ewigen (Sehr richtig! und lebh. Widerſpruch.) Wo
abt Jhr denn Sommerferien, Achtuhrla S Beſeitigung

von Sonntagsarbeit? Seien Sie doch ehrlich, ſeien Sie ge
recht, erklären Sie was wahr iſt! (Sehr gut! und große Un-
ruhe.) Alle Forderungen der Arbeiter können die Genoſſen
chaften erſt erfüllen, wenn ſie eine enorme Macht haben. Aber
eute umfaſſen ſie erſt ein Zwölſtel des deutſchen Volkes. Heut
ällt es ihnen ſchwer Eruß, Zuchthaus und Heimarbeit aus-

r Aber in England find die r längſtber dieſes Stadium hinweg. Haben auch wir Vertrauen in
die eigene Kraft! Wenn Gewerkſchaft und Genoſſenſchaft auf-
hören, ſich gehäſſig zu bekämpfen, wenn ſie als gute Freunde
zitſammenſtehen, wenn wir Vertrauen in die eigene Kraft ge-
winnen, dann werden wir aus eigener Kraft etwas ſchaffen,
etwas erreichen, auch ohne auf Hilfe von oben zu warten.(Lebhafter Beifall bei einem Teile der Verſammlung.)

Vorſitzender Legien: Gegen die Behauptung Elms müſſen
wir als Gewerkſchaftler Proteſt erheben. Es iſt nicht richtig,
daß die Gewerkſchaften unvernünftige Forderungen ſtellen.
ſollte auch nicht ſo geſagt ſein, wie es geſagt worden iſt! Da-
mit iſt der ichen wohl erledigt.

Maſſini-Berlin (Buchdrucker) zur Geſchäftsordnung: Wir
müſſen von Elm verlangen, daß er Fant Behauptung entweder
widerruft oder beweiſt. (Lebhafte Zuſtimmung.)

v. Elm (zur Geſchäftsordnung): Jch r natürlich nur
gemeint, daß gerade gegenüber den Genoſſenſchaften die Ge-
werkſchaften Forderungen ſtellen, die bei den Konkurrenzver-hältniſſen nicht verwirklicht werden können. Dieſe Forderungen
an die Genoſſenſchaften, die weit über das ſonſt durchgeführte
Maß hinausgehen, habe ich als unvernünftig bezeichnet. Das
mag ein unglücklicher mißverſtändlicher Ausdruck ſein. Aber
Sie brauchten wirklich nicht anzunehmen, daß ein Mann, der,
wie ich, 30 ar im gewerkſchaftlichen Leben ſteht, den Stand
punkt vertritt, die Fordeyungen der Gewerkſchaften ſeien im
allgemeinen unvernünftig. (Zuſtimmung.)

s folgen perſönliche Bemerkungen.
Schultzki-Berlin (Transportarbeiter): Es iſt gantändlich, daß mein Kuſa antrag betr. die geperſchaft ichen

rbeitsnachweiſe die Anſtellung Bemaßregelter nicht ausſchließt.
Elm hat in ſeinem Schlußwort in durchſichtiger Weiſe Angriffe
gegen Perſonen erhoben, die ſich hier nicht verteidigen können.

as kann ich zu meinem Bedauern als loyal nicht bezeichnen.
Ich fürchte, daß die Unternehmer ſich der Worte Elms ent-
ſinnen werden. (Sehr wahrl)

r t (Holzarbeiter) ſtellt feſt, daß der BauAus-
ſchuß des Konſumvereins Leipzig-Plagwitz die zuſtändigen Or-
ganiſationen bei Vergebung von Arbeiten an Unternehmer ſtets
erſt um ihre Zuſtimmung gefragt hat. Zu dem hier vorge-
tragenen Streitfall habe der Konſumverein als ſolcher über
bar keine Stellung genommen.

eumann- Hamburg (Holzurbeiter): Was Genoſſe v. Elm
unvernünftige Forderungen der Bauarbeiter genannt hat,a inzwiſchen der mit von Elm geleitete Konſumverein gen

uktion bewilligt. (Hört, hört!) Das zeigt, einen wie ein
ſeitigen Vertreterſtandpunkt v. Elm vertreten hat. (Sehr gut!)

Töpfer- Hamburg (Bauarbeiter) hält ſeine Darſtellung des
Hamburger Falles durchaus aufrecht. Die damals an die Pro-
duktion geſtellten Forderungen ſeien heute von 75 Prozent der

rivatunternehmer bewilligt. (Zurufe: Und die Maſchinen!)
ie Erzählung vom Maſchinenverbot iſt doch einfach lächerlich.

h (Handlungsgehilfe) Jch habe denDeſſauer Fall genau ſo dargeſtellt wie v. Elm.
Schumann-Berlin (Transportarbeiter) ſucht an der Hand

einer umfangreichen Statiſtik darzutun, daß die Löhne der
Transportarbeiter im Privatbetrieb r g. höher ſeien,
als bei den Genoſſenſchaften. Wenn er keinen Erfolg in ſeiner
KonſumvereinsTätigkeit gehabt habe, ſo liege das an beſon-
deren Verhältniſſen, die Elm bekannt, aber nicht genannt

e.

VölkHamburg: Nur daß in den Fabriken, aus denen die
Konſumvereine ihre Waren beziehen, das Koalitionsrecht nicht
angetaſtet werde, hat der Konditorverband verlangt.

v. Elm ſtellt nochmals feſt, daß er mit dem Ausdruck un-
vernün nur einzelne Forderungen der Gewc. enſchaften gemeint habe. e z

es e en, daß die Transportarbeiter den Abſchluß eines
en Tarifes er hätten; aber mit 6 Mk. weni-

einzelnen Konſumvereinen abgeſchloſſengen Verträge mi

e er e22 a
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n. enüber Neumann und Töpfer hält der Referent
ne Da aufrecht. Nicht die on ſondern dieauarbeiter hal.n nachgegeben. Aber trotzdem würden die

übertriebenen Forderungen der Bauarbeiter Kon
ſumverein vielleicht zwingen, die Baugenoſſenſchaft von ſich
abzuſondern. v. Elm ſchließt: Man hat geſagt, ich verträteUnternehmer-Jntereſſen. Hätte ich dann hre lang in
der Arbeiterbewegung manche Arbeit umſonſt getan, ohne
einen fetten Poſten für mich zu ergattern. das Jntereſſe
von 20 000 organiſierten Hamburger Genoſſenſchaftlern, die

ger vertrete, ein Unternehmer- Intereſſe Jch vertrete zu
eich die Jntereſſen der Genoſſenſchaft wie die der Gewerk-

Da wird man natürlich Prügeljunge für beide. Aber
ich weiß, daß ich das Rechte vertrete, und kümmere mich um
die Angriffe blutwenig Damit nicht die Konſumvereine
Schaden nähmen, mußte eine Klärung, eine Ausſprache er-
folgen, auch wenn dabei Späne fallen und Grobheiten geſagt
werden. (Bravo!) Jn der Abſtimmung, die vielfach recht un
ruhig verläuft, werden die Anträge Schultzki und Allmann zu
1. mit knapper Mehrheit abgelehnt, zu 2. mit großer Mehr
heit angenommen. Das Schiedsgericht (Antrag Schultzki zu 3)
wird, wie folgt konſtituiert: Jnſtanz: Beteiligte Gewerk
ſchafts Filiale und beteiligter Konſumverein. 2. Jnſtanz: Ge-
w ftskartell und Diſtrkktsverband der Konſuwwereine.
3. Jnſtanz: Vorſtand des beteiligten Zentralverbandes (alſo
nicht Generalkommiſſion) und Zentralverband der Konſumver-
eine.

Es folgt Punkt 7: Aufgaben der
Gewerkſchaftskartelle

in der Gewerkſchafts- Organiſation. Referent iſt der
Arbeiterſekretär G. Link-Berlin: Er nimmt Bezug auf die

Entſcheidungen früherer Gewerkſchafts-Kongreſſe, insbeſonderedes zu Stuttgart. Ferner auf ſeinen eigenen Artikel in der
letzten Nummer der Sozialiſtiſchen Monatshefte, den er zur
Grundlage ſeiner ergänzenden Bemerkung macht: Die Gewerk-
ſchaftskartelle, die örtlichen Vereinigungen der Gewerkſchaften,
haben bisher vielfach ihre Aufgaben verkannt, ſich in Organi-
ſationsfragen eingemiſcht, Kompetenzſtreitigkeiten mit den Zen-
tralvorſtänden hervorgerufen und ſo nichts geleiſtet, was im
Verhältnis ſtände zu den dafür gemachten Auſwendungen.
So ſollte ihnen das Recht genommen werden, r a
lungen auszuſchreiben (Lebhaftes Sehr richtig!) und in Or-
aniſationsfragen ſich einzumiſchen. Dafür ſollten ſie für die
ewinnung von Lokalen, das Herbergsweſen und den Arbeits

nachweis ſorgen, beſonders aber allen Fragen des Arbeiter-
ſchutzes und der Arbeiterverſicherung die größte Aufmerkſam-
keit widmen. Sie haben in der Aufgabe Material zur An-
wendung der s S 120--120e zu beſchaffen, in der Vorberei-
tung der Wahlen zu den Krankenkaſſen, unteren Verwaltungs-
behörden und zu den Kommiſſionen für Unfallverhütungsvor-
ſchriften reiche Tätigkeitsfelder. Auf allen dieſen Gebieten
hat die Arbeiterſchaft noch nicht das Erforderliche geleiſtet.
Schließlich können die Kartelle noch Auskunftsabende einrich-
ten uſw. Wenn die Kartelle dieſe Aufgabe erfüllen, ſo wer-
den die notwendigen Ausgaben weit hinter den Nutzen zurück
treten, und wer nicht Kreichgiltig, übelwollend oder vorein
genommen iſt, wird anerkennen r daß die W ääh
kartelle innerhalb der Gewerkſchaftsbewegung eine große Auf-
gabe haben. (Bravol)

Die Anträge, die den Kartellen ein Vertretungsrecht auf dem
Weg a ſwtonnreß geben wollen, finden keine Unter-
tützung.

Pötzſch Berlin (Gaſtwirtsgehilfe) begründet einen Antrag
ſeines Verbandes den Gewerkſchaftskartellen zur Pflicht zu
machen, ſich auf Erſuchen des Zentral-Vorſtandes dieſem zur
Tinleitung der Agitation zur Zeng zu ſtellen ins
beſondere, wenn der Zentral Vorſtand die Koſten auf ſich
übernimmt.

Brückner Berlin (Graveur) klagt über die abweiſende Hal
tung mancher Kartelle gegenüber gerade den kleineren Ver-
bänden. Er empfiehlt den Kartellen die Veranſtaltung von
Unterrichtskurſen.

Timm München (Schneider) ſchließt ſich dem Referenten
vollkommen an. Er empfiehlt insbeſondere den Kartellen für
die W der Krankenkaſſen ihre Macht zu ge
brauchen. Vor allem aber hält der Redner, da die Kartellenoch nicht genügend entwickelt ſeien, ihre Förberun durch Ver

T Ausſprache auf dem Gewerkſchaftskongreß für
notwendig.

Kirſchnick Berlin (Maſchiniſt) bedauert gleich Brückner die
ſetzung mancher kleiner Verbände durch die Kartelle.

ein Verband, welcher durch eine techniſche Zeitſchrift die Mit-
glieder über die Gefahren der Dampffeſſelexploſionen aufklärt
und damit eine Kulturarbeit leiſte, die niemand ſonſt leiſten
könne. (Jroniſches Bravol! bei den Metallarbeitern.)
Kemmer München (Zimmerer) klagt über die Kom ter
überſchreitungen der Kartelle und über die Sammelliſten, die
von einzelnen Organiſationen herausgegeben werden.

Saupe Magdeburg (Kupferſchmied) mahnt die Gewerkſchaften
daran, daß auch ſie den Kartellen gegenüber Pflichten haben,
nicht nur umgekehrt.

Ein Schlußantrag wird angenommen. Nach einem kurzen
Schlußwort Links wird der Antrag Pötſch angenommen,
ebenſo ein Antrag Knoll, der den Zentralvorſtänden zurPflicht macht, die Filialen zum Anſchluß an die örtlichen &e-
werkſchaftskartelle zu bewegen, ſofern ſich dieſe im Rahmen
der ihnen durch die Gewerkſchaftskongrefſſe zugewieſenen Tätig-
keitsgebiete halten.

Es folgt in der um 1 Stunde verlängerten Sitzung Punkt 8
der Tagesordnung:

Die geſetzliche Vertretung der Arbeiter in Arbeits
oder Arbeiter-Kammern.

Der erſte der beiden Referenten, Redakteur des Korreſpondenz-
blattes, UmbreitBerlin, begründete folgende Reſolution

„Der Kongreß erwartet von der bevorſtehenden Verwirk-
lichung geſetzlich anerkannter Arbeitervertretungen, daß deren
Tätigkeit ſich nicht erſchöpft in der Stellung von Anträgen,
Abgabe von Gutachten, Erhebung von Beſchwerden und in
der Mitwirkung bei ſtatiſtiſchen Aufnahmen, ſondetn daß dieſe
Organe berufen werden, um maßgebend an der öffentlich-
rechtlichen Regelung der Arbeitsbedingungen, insbeſondere
bei der Ausgeſtaltung, Durchführung und Beaufſichtigungdes Arbeiterſchutzes, ſowie an der Fvrdernvß korporativer

e h mitzuwirken. Der Kongreß erblickt in dem
geplanten Anſchluß ſolcher Arbeitervertretungen an die Ge
werbegerichte nur den Verſuch, die Wirkſamkeit dieſer Organe
z verkümmern und eine Vertretung der weiblichen Arbeiter-
chaft auszuſchließen. Von der Ueberzeugung durchdrungen,
daß dieſer Weg nicht geeignet ift, die gleichberechtigte Mit
arbeit der Arbeiterklaſſe in Reich und Staat zu gewährleiſten,
verwirft der Kongreß dieſe, wie jede andere Löſung, die der
Schaffung ſelbſtändiger Kammern entgegenſteht.

Dagegen erkennt der Kongreß in der Schaffung von Ar-
beitskammern in paritätiſcher Zuſammenſetzung als Ver-
tretung von Arbeitern und Arbeitgebern und in Verbindung
mit Arbeitsämtern und einem Reichsarbeitsamt die Voraus-
ſetzung für eine Organiſation der gewerblichen Intereſſen-
vertretung und der Durchführung des Arbeiterſchutzes auf
der Baſis geſetzlich autoriſierter Selbſtverwaltung. Eine
gedeihliche Wirkſamkeit ſolcher Arbeitskammern iſt jedoch nur
möglich, wenn dieſelben als die alleinigen legalen Vertretungen
der geſamten Arbeit anerkannt und die beſtehenden Unter-
nehmerkammern aller öffentlichrechtlichen Funktionen, die das
Gebiet der Regelung der Arbeitsverhältniſſe berühren, ent

kleide hls unerläßliche Vorbedingung erachtet der Kongreß, daß
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zu erſtatten.“
Der Referent Umbreit führt aus: Der Streit v erhalhArbeit ob Arbeits Arbeiterkamm edie gelegt eetd rbeitervertretung rirät

fraktion hat 1
Arbeitsdei tage 889 55 w. eändert undich ſeit 1891 ſogar programm auf parkammern feſtgelegt. Den Geſetzentwurf betr. die

von Arbeitskammern und eines Reichsarbeitsamtes billig i
durchaus nicht in allen Punkten; er ſtellt mit Unrecht die ſta
tiſtiſche der ſozial-adminiſtrativen Drriget der Arbeitskammern
voran. Aber über die Grundfrage dieſes Entwurfes müſſen
wir uns klar werden, weil die ierung jetzt endlich nach
30 Jahren Propaganda eine Art Arbeitskammern in Ausficht
geſtellt hat. Freilich bei den kaiſerlichen Erlaſſen hat niemand
gedacht, daß unter einer „geſetzlichen Vertretung der Arbeiter“
eine ſolche Erweiterung der Gewerbegerichte ſein werde.

(Abg. Hus, Korreferent: An Arbeitskammern hat auch nie
mand gedacht.)

Eine ſolche Erfüllung ſeierlich per J7 Regierungs Ver
r kann die Arbeiterſchaft nicht entſchieden genug
zurückweiſen.

Für unſere Entſcheidung darf die Frage, welche Art der Ar
beiter Vertretung wir von der Regierung leichter erreichen kön
nen, außer Betracht bleiben. Auch gegenüber der neueſten Re
gierungs Vorlage hätten wir jedenfalls das Recht der Kritik
und event. der Ablehnung. Für uns kann nur entſcheidend
ſein: Welches Organ am beſten die Aufgaben erfüllen könnte,
die wir ihr ſtellen. Schon jetzt haben die Arbeiter in ihren ge
ſetzlichen Vertretungen den Gewerbegerichten den Jnnungk-
Einrichtungen, den Arbeiter Verſicherungsämtern mit ihren
Meinungen nicht n e Schon et haben ſich die Ge
werkſchaften durch den Mangel ihrer geſetzlichen Anerkennung
nicht abhalten laſſen, das Jntereſſe der Arbeiter zu vertreten.Aber wirkſam kann dieſe Einrichtung auf die Regierung erſt
werden, wenn den Regierungen eine durch Geſetz einheitlich
organiſierte Arbeiterſchaft gegenüberſteht.

Sollen die Arbeitervertretungen mehr ſein als das Organ
für die Meinungsäußerung der Arbeiter, die Stellung von
Anträgen, die Erſtattung von Gutachten, die Ausarbeitung
von Statiſtiken, ſo gen eine reine Arbeitervertretung nicht.
Bei gleichen Organ hat das Unternehmertum vor den Arbeitern den direkten Einfluß auf die Regierung,
das Organ zur Erfüllung ihrer Klaſſenintereſſen, voraus.
Selbſt direkte Aktionen wie der Bergarbeiter- oder Konfektions
arbeiterinnnenſtreik, haben deshalb den Arbeiterſchutz nicht zu
fördern vermocht. Paritätiſche Vertretungen von Arbeitern
und Unternehmern aber könnrn eine viel größerere Wirkſam-
keit beanſpruchen als reine Arbeiterkammmern. Korreferent
i Auf weſſen Koſten Auf weiten Gebieten hat ſich das

nternehmertum Selbſtverwaltung errungen, B. im Berg-
bau, im Lehrlingsweſen der Jnnungen. So könnte auch den
Arbeitskammern ein Stück Gewerbehoheit übertragen werden
und mit der W einheitlicheren, gerechteren Durchführung
der beſtehenden Sozialgeſetzgebung würde grob der Ausbau
der Sozialgeſetzgebung gefördert werden. Alle, die Befugniſſe
des Bundesrats, ebenſo aber auch der höheren und niederen
Verwaltungsbehörden, auf dem Gebiete der Fyzialgeſergernna
natürlich, könnten dieſem Reichsarbeitsamt, dieſen paritätiſchen
Arbeitskammern übertragen werden. Ein Stück kollektiven
Arbeitsvertrages im Staate iſt es, das wir da fordern.

Jn allen paritätiſchen Jnſtitutionen ſind die arbeiterfreund-
licheren Elemente im Unternehmertum zur Geltung gekommen,
beſonders in den Gewerbegerichten. Jn den Krankenkaſſen
treten Arbeiter und Arbeitgeber gemeinſam allen Angriffen auf
die Selbſtverwaltung entgegen, ſelbſt in Leipzig. deſſen Arbeiter
ſchaft doch in der Pflege der Klaſſengegenſätze allen andern
voran iſt. Durch An rn paritätiſcher Arbeitsnachweiſe,
Einigungs- und Tarifämter, könnte den Scharfmachern die
Arbeitskammern noch mehr verekelt werden. Schilt ſie doch
heute ſchon die Deutſche Arbeitgeberzeitung Streikkammern.
Aber ſollten trotz alledem die Scharfmacher die Unternehmer-
ſitze einnehmen, nun, wir haben ſchon auf ungünſtigerem Terrain
gekämpft. Uebrigens hieße es an der Zukunft des ganzen pari-
tätiſchen Prinzips verzweifeln, wollte man immer nur mit den
Scharfmachern in unſerem Unternehmertum rechnen. Tüchtige,
den Gegnern ebenbürtige Vertreter werden wir immer finden,
beſonders wenn auch die Gewerkſchaftsbeamten das paſſive Wahl
recht erhalten. Schließlich könnten dieſe Kammern ganz gut
neben reinen e r der Arbeiter beſtehen, dieallein berechtigt wären, wenn die Kammern nicht die bezeichneten
Befugniſſe erhalten. Auch dann würde ich auf Arbeitskammern
verzichten, wenn ſie nicht aus direkter Wahl hervorgingen. Nun
ſind aber die reinen Arbeiterkammern durch die Gewerkſchaften
entbehrlich gemacht. Deshalb halte ich ſie für ebenſo unwichtig
wie die paritätiſchen Arbeitskammern wichtig, und bitte Sie,
ſich für dieſe auszuſprechen. (Beifall.)

Schluß 7 Uhr.
I1 l

Die vom Reichstags-Abg. R. Schmidt, dem Referenten
um Punkt Maifeier, beantragte Reſolution zur Maifeier
at folgenden Wortlaut:

„Der deutſche Gewerkſchaftskongreß erkennt in der Mai-
feier eine bedeutungsvolle Kundgebung der Arbeiterſchaft
aller Länder zu gunſten der Forderung des achtſtündigen

ſowie der Propaganda wichtiger ſozialpolitiſcher
ufgaben.
Jn dieſer Propaganda erblickt der Kongreß zugleich eines

der wichtigſten Mittel, die nationalen Gegenſätze n beſeitigen,
um das freundſchaftliche Band enger zu knüpfen, das die
Arbeiter der ganzen Kulturwelt umſchließt. Um ſo impoſanter
wird dieſe Kundgebung des internationalen Proletariats ſich
tn wenn in ernſter würdiger Weiſe unter Ausſchluß
aller dem Charakter der Maifeier fernliegenden Veran
ſtaltungen die Maifeier ſo arrangiert wird, daß den Ar-
beitern allgemein die Möglichkeit gegeben wird, daran teil
zunehmen.

Wir können uns der Tatſache nicht entſchließen, daß die
Feier durch Arbeitsruhe begangen, nur einen kleinen Teil der
Arbeiterſchaft erfaßt, große Berufsgruppen von der Arbeits
ruhe Abſtand nehmen müſſen. Nicht in der Arbeitsruhe liegt
der Wert der Maifeier, ſondern in der Maſſendemonſtration,
die allen Arbeitern h die Teilnahme geſtattet, um
für die wichtigſten ſozialpolitiſchen Forderungen ihre Stimme
u erheben. Die Arbeitsruhe bedeutet Ausſchluß großer Ar
eiterſchichten von der Maifeier, wodurch der einheitliche

Charakter der Demonſtration Einbuße erleidet.
Die Gewerkſchaften find deshalb der Meinung, daß die

Feier am Abend des erſten Mai an Bedeutung gewinnen
würde, wenn die Einheitlichkeit der Kundgebung gewährleiſtet
wäre, denn die Feier hat ſich nicht zu teilen in eine Kund-

der Gewerkſchgften und beſonderen Veranſtaltungener politiſchen Partei, ne gehört der Arbeiterſchaft insgeſamt.

Da mit dieſer unſerer Anſchauung die Beſchlüſſe des inter
nationalen Kongreſſes in Amſterdam ſowie des Kongreſſes
der ſozialdemokratiſchen Partei in Bremen im Widerſpruch
ſtehen, ſo begnügen ſich die Gewerkſchaften mit der
klärung ihres prinzipiellen Standpunktes, ohne, ſo zuge die
Beſchlüſſe des internationalen Kongreſſes zu Kecht beſtehen,
an der bisherigen Form der Maifeier etwas zu ändern da
eine Durchkreuzung der Beſchlüſſe des internationalen Kon
greſſes nur eine weitere Schwächung der Kundgebung be

enten würde.“
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